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Zur gesetzlichen Normierung des entgegenstehenden Willens bei Sexualdelikten 
Ein Beitrag zu aktuellen Reformüberlegungen 
 
Von Privatdozent Jun.-Prof. Dr. Osman Isfen, Bochum 
 
 
Seit jeher gehört das Feld der Sexualdelikte zu den emotional 
besetzten Bereichen der Kriminalpolitik. Seit einiger Zeit 
findet wieder – knapp 20 Jahre nach den letzten großen Re-
formen in den Jahren 1997/98 – eine öffentlichkeitswirksame, 
bisweilen hitzige Debatte über die Neugestaltung der Rege-
lungen zum Schutze der sexuellen Selbstbestimmung statt. Im 
Mittelpunkt dieses Diskurses steht der Vorwurf, mit den ge-
genwärtigen Vorschriften sei ein umfassender Schutz der 
Betroffenen vor unerwünschten Sexualkontakten nicht ge-
währleistet. Dem haben sich auch namhafte Stimmen aus der 
Politik, nach anfänglichem Zögern1 auch der Bundesjustiz-
minister Maas, angeschlossen und eine Reform angekündigt.2 
Einen zusätzlichen Anschub gewinnen die jüngsten Bestre-
bungen durch Vorgaben aus internationalen Verpflichtungen, 
konkret aus der Umsetzung der Istanbul-Konvention, die sich 
an die entsprechende Rechtsprechung des EGMR anschließt. 
Am 28.1.2015 fand im Bundestag eine Anhörung der Sach-
verständigen statt, die sich mehrheitlich für eine zumindest 
partielle Überarbeitung des 13. Abschnittes des Strafgesetz-
buchs ausgesprochen haben.3 Eine vom Bundesministerium 
der Justiz am 20.2.2015 eingesetzte Kommission soll sich in 
den kommenden Monaten mit einer „sinnvollen Neuord-
nung“ der gesamten Sexualdelikte auseinandersetzen, um 
etwa im Frühjahr 2016 Empfehlungen für eine Reform des 
Sexualstrafrechts auszusprechen.4 Mit Blick auf den bisheri-
gen Fokus der öffentlichen Auseinandersetzung werden nach-
folgend die zwischenzeitlich vorgestellten Vorschläge zur 
Neufassung bzw. Ergänzung des § 177 StGB einer kritischen 
Würdigung unterzogen. 
 
I. Nicht strafbar, aber strafwürdig? Strafbarkeitsl ücken 
beim Schutz der sexuellen Selbstbestimmung 
Bekanntlich ist ein rechtsstaatlich-freiheitliches Strafrecht 
stets fragmentarischer Natur, da es als ultima ratio zum Ein-
satz kommt. Insofern sind ihm „Lücken“ immanent,5 so dass 
der Ruf nach der Schließung von Strafbarkeitslücken sich nur 
auf solche Sachverhalte beziehen darf, die sich als strafwür-
dig erweisen. In der aktuellen Diskussion wird seitens der 

                                                 
1 Noch im Sommer 2014 sah sein Ministerium keinen Anlass 
für eine Änderung des § 177 StGB, vgl. 
http://www.taz.de/!140083/ (28.2.2015), 
ferner Amann/Müller, Der Spiegel, v. 10.11.2014, S. 32. 
2 http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/justizministerkonfe
renz-wann-ist-eine-vergewaltigung-eine-vergewaltigung-132
50864.html (28.2.2015). 
3 http://www.bundestag.de/presse/hib/2015_01/-/358604 
(28.2.2015). 
4 http://www.bmjv.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2015/ 
20150220-Stn-Reform_Sexualstrafrecht.html (28.2.2015). 
5 So zutreffend Fischer, Stellungnahme in der Anhörung zu 
dem Antrag „Artikel 36 der Istanbul-Konvention umsetzen – 
bestehende Strafbarkeitslücken bei sexueller Gewalt und 
Vergewaltigung schließen“, BT-Drs. 18/1969, S. 1. 

Reformbefürworter eine Reihe von Konstellationen ange-
führt, die trotz eines substantiellen Eingriffs in die sexuelle 
Selbstbestimmung nach gegenwärtiger Gesetzeslage bzw. 
deren Auslegung und Anwendung durch Strafverfolgungsor-
gane letztlich straflos blieben. 

Bevor auf diese Schutzlückenproblematik eingegangen 
wird, soll vorab die Systematik der Sexualdelikte nochmals 
in Erinnerung gerufen werden. Demnach ist – abgesehen von 
Sonderkonstellationen der §§ 174a, 174b, 174c StGB6 sowie 
der sexuellen Ausbeutung in § 232 Abs. 4 Nr. 1 StGB – ein 
sexuelles Verhalten unter Erwachsenen, das vom (wirksa-
men) Einverständnis des Betroffenen nicht gedeckt ist, ent-
weder als „sexuelle Nötigung“ (§ 177 StGB) oder als „sexu-
eller Missbrauch Widerstandsunfähiger“ (§ 179 StGB) straf-
bar7, wobei das fragliche Verhalten von einiger Erheblichkeit 
im Sinne des § 184h Nr. 1 StGB8 sein muss. Als Auffangtat-
bestand dient daneben § 240 Abs. 4 S. 2 Nr. 1 StGB, der die 
Nötigung einer Person zur Vornahme einer sexuellen Hand-
lung unter Strafe stellt. Aus der Gesamtschau dieser Vor-
schriften folgt, dass im Rahmen der sexuellen Nötigung nach 
§ 177 StGB – dem Tatbestand des klassischen Angriffs auf 
das sexuelle Selbstbestimmungsrecht – nicht jeder uner-
wünschter Sexualkontakt als strafwürdiges Unrecht angese-
hen wird, sondern nur solche, die mit Einsatz von Nöti-
gungsmitteln einhergehen: Gewalt (Nr. 1) oder Drohung mit 
gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben (Nr. 2) sowie das 
nötigende Ausnutzen einer schutzlosen Lage (Nr. 3), in der 
das Opfer aufgrund der Schutzlosigkeit keinen Widerstand 
leistet. Mit anderen Worten: Fehlt es an einem relevanten 
Nötigungseinsatz im Sinne des § 177 Abs. 1 StGB, so bleibt 
die Inanspruchnahme fremder Körper zur Befriedigung sexu-
eller Interessen regelmäßig ohne Folgen, selbst wenn der 
entgegenstehende Wille ausdrücklich oder konkludent erklärt 
wurde.9 Das Eingreifen des Staates mit Mitteln des Straf-
rechts zum Schutz der sexuellen Selbstbestimmung entschei-
det also darüber, ob und ggf. in welchem Umfang einem 

                                                 
6 Zu diesen Ausprägungen des Missbrauchs institutioneller 
Abhängigkeit Sick/Renzikowski, in: Hoyer/Müller/Pawlik/ 
Wolter (Hrsg.), Festschrift für Friedrich-Christian Schroeder 
zum 70. Geburtstag, 2006, S. 603 (609 f.). 
7 Zur grundsätzlichen Zweiteilung der Sexualdelikte unter 
Nötigungs- und Missbrauchsaspekten siehe Fischer, ZStW 
112 (2000), 75 (90 ff.). 
8 Dazu Laubenthal, Handbuch Sexualstraftaten, 2012, 
Rn. 102 ff. 
9 Kritisch zu bestehenden Schutzlücken und Wertungswider-
sprüchen im deutschen Sexualstrafrecht Hörnle, in: Laufhütte/ 
Rissing-van Saan/Tiedemann (Hrsg.), Strafgesetzbuch, 
Leipziger Kommentar, Bd. 6, 12. Aufl. 2010, Vor § 174 
Rn. 52; dies., ZStW 112 (2001), 356 (361 ff., Irrtümer über 
das Einverständnis des Opfers); Sick, JZ 1991, 334; dies., 
Sexuelles Selbstbestimmungsrecht und Vergewaltigungsbe-
griff, 1993, S. 347 f.; Adelmann, Jura 2009, 26. 
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Betroffenen Beistand geleistet wird, der zum Objekt fremd-
bestimmter sexueller Übergriffe degradiert wird.10 

In der gegenwärtigen Reformdebatte werden insbesondere 
folgende Fallgruppen als Beleg für die Lückenhaftigkeit der 
geltenden sexualstrafrechtlichen Vorschriften ins Feld ge-
führt11: 
 
1. Überrumpelung des Betroffenen (Ausnutzung des Überra-
schungsmoments) 

Hierzu das in der Reformdiskussion regelmäßig angeführte 
Beispiel in BGH NStZ 2012, 268: Der Angeklagte sprach das 
vierzehnjährige Opfer darauf an, ob er es als Modell für ein 
Tattoo zeichnen dürfe. Nachdem das Mädchen sein Einver-
ständnis erklärt hatte, forderte er es auf, „sich mit auseinander 
gestellten Beinen und an der Wand abgestützten Armen mit 
dem Gesicht zur Wand zu stellen.“ Das Mädchen kam dieser 
Aufforderung nach. Kurze Zeit später trat der Angeklagte – 
von der jungen Frau unbemerkt – hinter sie, zog ihr plötzlich 
und für sie völlig unerwartet die Jogginghose und den Slip 
herunter; er drang von hinten mit seinem erigierten Penis 
ohne Kondom in ihre Scheide ein und führte den Ge-
schlechtsverkehr bis zum Samenerguss durch. Er wusste, dass 
dies gegen den Willen des „paralysierten Mädchens“ ge-
schah. Hierbei nutzte er plangemäß den Umstand, dass beide 
in dem Anwesen allein waren, sowie das Überraschungsmo-
ment aus. Der BGH hob die instanzgerichtliche Verurteilung 
wegen Vergewaltigung auf und verwies die Sache zur erneu-
ten Verhandlung zurück, da keine ausreichenden Feststellun-
gen zur Ausnutzung einer hilflosen Lage nach § 177 Abs. 1 
Nr. 3 StGB getroffen seien. 

Ebenso hat der BGH eine Verurteilung wegen Vergewal-
tigung in einem Fall aufgehoben, in dem der Angeklagte für 

                                                 
10 Renzikowski, Lücken beim Schutz der sexuellen Selbstbe-
stimmung aus menschenrechtlicher Sicht, Stellungnahme in 
der Anhörung zu dem Antrag „Artikel 36 der Istanbul-
Konvention umsetzen – bestehende Strafbarkeitslücken bei 
sexueller Gewalt und Vergewaltigung schließen“, BT-Drs. 
18/1969, S. 4 f. Zum Rechtsgut und der systematischen Stel-
lung der Sexualdelikte Maurach/Schroeder/Maiwald, Straf-
recht, Besonderer Teil, Bd. 1, 10. Aufl. 2009, § 17 Rn. 14 ff.; 
zur Reichweite der sexuellen Selbstbestimmung ausführlich 
Sick/Renzikowski (Fn. 6), S. 604 ff. 
11 Vgl. Hörnle, Menschenrechtliche Verpflichtungen aus der 
Istanbul-Konvention, Ein Gutachten zur Reform des § 177 
StGB, 2015, S. 8 f.; Deutscher Juristinnenbund (DJB), Stel-
lungnahme vom 9.5.2014 zur grundsätzlichen Notwendigkeit 
einer Anpassung des Sexualstrafrechts an die Vorgaben der 
Konvention des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-
Konvention) von 2011, S. 3 f.; Grieger u.a., „Was Ihnen 
widerfahren ist, ist in Deutschland nicht strafbar.“, Fallanaly-
se zu bestehenden Schutzlücken in der Anwendung des deut-
schen Sexualstrafrechts bezüglich erwachsener Betroffener, 
2014, S. 10 ff.; Rabe/v. Normann, Schutzlücken bei der 
Strafverfolgung von Vergewaltigungen, Menschenrechtlicher 
Änderungsbedarf im Sexualstrafrecht, Deutsches Institut für 
Menschenrechte, Policy Paper Nr. 21, 2. Aufl. 2014, S. 11 f. 

die betroffene Frau überraschend „mit einer Faust oder einem 
stumpfen Gegenstand zumindest gleichen Durchmessers mit 
hohem Kraftaufwand gewaltsam in deren Scheide“ einge-
drungen war, wodurch sie einen Dammriss ersten Grades von 
5 cm Länge erlitt und stark blutete: Nach den Feststellungen 
des Landgerichts sei nicht ausgeschlossen, „dass der Ange-
klagte die Nebenklägerin bei der Vornahme einverständlicher 
sexueller Handlungen mit der die schweren Verletzungen 
herbeiführenden Handlung überrascht hat, so dass die Ne-
benklägerin einen Abwehrwillen nicht hat bilden können. 
Eine solche sexuelle Handlung erfüllt den Tatbestand des 
§ 177 Abs. 1 Nr. 1 StGB auch dann nicht, wenn der Täter 
dabei zugleich Gewalt anwendet“.12 

Zu dieser Fallgruppe der Überrumpelung gehört auch die 
Straflosigkeit von „Grapschereien“ am Körper des Betroffe-
nen,13 die nach neuerer Rechtsprechung regelmäßig auch 
nicht gemäß § 185 StGB bestraft werden.14 So bleibt der 
überraschende Griff unter den Rock einer Frau oder das un-
vermittelte Anfassen ihrer Brüste in einer dichtgedrängten 
Menschenmenge im Sinne einer sexuellen Handlung straflos, 
während es eine strafbare Beleidigung darstellt, wenn man sie 
gleichzeitig als „dicke Kuh“ bezeichnet.15 Wenn man 
„schweigt und genießt“, bleibt der ganze Vorfall sogar gänz-
lich ohne Folgen für den „Gentleman“. 
 
2. Fehlende finale Verknüpfung zwischen eingesetztem Nöti-
gungsmittel und sexuellen Handlungen 

Auch dazu ein Beispiel aus jüngerer Zeit BGH NStZ 2013, 
279: Der Angeklagte erschoss zunächst den Bekannten seiner 

                                                 
12 BGH NStZ 2010, 698. Ähnlich OLG Köln NStZ-RR 2004, 
168, siehe ferner BGH HRRS 2013 Nr. 575 Rn. 9. 
13 Vgl. BGHSt 31, 77; 36, 145; BGH NJW 2003, 1263; BGH 
NStZ-RR 2007, 13 f.; Eisele, in: Schönke/Schröder, Strafge-
setzbuch, Kommentar, 29. Aufl. 2014, § 177 Rn. 5;     
Eschelbach, in: Matt/Renzikowski (Hrsg.), Strafgesetzbuch, 
Kommentar, 2013, § 177 Rn. 14; Fischer, Strafgesetzbuch 
und Nebengesetze, Kommentar, 62. Aufl. 2015, § 177 Rn. 8, 
14; Ziegler, in: v. Heintschel-Heinegg (Hrsg.), Beck’scher 
Online-Kommentar, Strafgesetzbuch, Stand: 10.11.2014, 
§ 177 Rn. 13; Wolters, in: Satzger/Schluckebier/Widmaier 
(Hrsg.), Strafgesetzbuch, Kommentar, 2. Aufl. 2014, § 177 
Rn. 14; Laue, in: Dölling/Duttge/Rössner (Hrsg.), Hand-
kommentar, Gesamtes Strafrecht, 3. Aufl. 2013, § 177 Rn. 5; 
Kindhäuser, Strafgesetzbuch, Lehr- und Praxiskommentar, 
6. Aufl. 2015, § 177 Rn. 6; Laubenthal (Fn. 8), Rn. 182. 
Anderer Ansicht Frommel, in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen 
(Hrsg.), Nomos Kommentar, Strafgesetzbuch, Bd. 2, 4. Aufl. 
2013, § 177 Rn. 29; Renzikowski, in: Joecks/Miebach (Hrsg.), 
Münchener Kommentar zum Strafgesetzbuch, Bd. 3, 2. Aufl. 
2012, § 177 Rn. 31; Hörnle (Fn. 9 – Leipziger Kommentar), 
§ 177 Rn. 21, 61. Vgl. dazu auch Fn. 96. 
14 Näher Adelmann, Jura 2009, 25 mit weiteren Nachweisen 
aus der Rechtsprechung und Literatur. 
15 Vgl. Hörnle, Plädoyer für eine sachlichere Debatte um den 
Vergewaltigungstatbestand, online abrufbar unter: 
http://www.verfassungsblog.de/plaedoyer-fuer-eine-sachliche
re-debatte-um-den-vergewaltigungstatbestand (28.2.2015). 
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von ihm getrennt lebenden Ehefrau in ihrer Wohnung, richte-
te danach seine Pistole auf diese und sagte, sie sei die Nächs-
te, wenn sie jetzt nicht mit ihm komme. Das Opfer erklärte 
sich hierzu bereit und verließ mit dem Täter aus Furcht davor, 
ebenfalls erschossen zu werden, die Wohnung. Die beiden 
fuhren mit dem Auto zu einem Hotel. Spätestens nunmehr 
entschloss sich der Angeklagte, den Geschlechtsverkehr mit 
seiner Ehefrau auszuüben. Er forderte sie auf, sich zu entklei-
den, zog sich ebenfalls aus und legte die Pistole zu seinen 
Kleidern. Er fragte sie anschließend, ob er mit ihr schlafen 
könne. Diese befand sich – wie der Angeklagte erkannte – 
nach wie vor in Angst und antwortete daher, dies gehe in 
Ordnung. Sodann kam es zum Oral-, Vaginal- und Analver-
kehr. Auch hier hob der BGH die Verurteilung des Angeklag-
ten wegen Vergewaltigung auf, da bei bloß fortdauernder 
Angst des Opfers ohne eine „spätere Aktualisierung dieser 
Drohung zur Durchsetzung der neu gefassten sexuellen Ab-
sichten“ die erforderliche Finalverknüpfung fehle.16 
 
3. Vornahme oder Duldung der sexuellen Handlung ohne 
nötigende Gewalt, qualifizierte Drohung oder Ausnutzung 
einer schutzlosen Lage, aber aus Scham, Resignation oder 
Irrtum über die Anwesenheit hilfsbereiter Dritter etc. 

Beispielhaft der in der öffentlichen Debatte ebenfalls regel-
mäßig erwähnte17 Fall aus BGH NStZ 2013, 46618: In der 
gemeinsamen Ehewohnung äußerte der Angeklagte seiner 
Ehefrau gegenüber den Wunsch, mit ihr den Analverkehr 
auszuüben. Obwohl sie sein Ansinnen entschieden ablehnte, 
holte der Angeklagte eine Fettcreme aus dem Badezimmer 
und begab sich zu seiner Ehefrau, die sich bereits auf einer 
Schlafcouch im Wohnzimmer zum Schlafen niedergelegt 
hatte. Als der Angeklagte erneut kundtat, jetzt den Analver-
kehr durchführen zu wollen, lehnte sie dies wiederum ab und 
fügte hinzu, dass eine Ausübung des Analverkehrs gegen 
ihren Willen eine Vergewaltigung sei. Der Angeklagte gab 

                                                 
16 Siehe zu ähnlichen Fällen der fehlenden finalen Verknüp-
fung BGH NJW 1986, 1623; BGH NStZ 1995, 230; BGH 
NStZ 2005, 269. Kritisch dazu Renzikowski (Fn. 13), Rn. 38. 
Vgl. ferner Hörnle (Fn. 9 – Leipziger Kommentar), § 177 
Rn. 60 ff., die weitere daraus resultierende Strafbarkeitslü-
cken aufzeigt und sich im Ergebnis gegen das Erfordernis 
eines solchen Finalzusammenhangs ausspricht, ausführlich 
dies., in: Paeffgen u.a. (Hrsg.), Strafrechtswissenschaft als 
Analyse und Konstruktion, Festschrift für Ingeborg Puppe 
zum 70. Geburtstag, S. 1156. Ablehnend Renzikowski 
(a.a.O.), Rn. 60. 
17 Siehe http://www.sueddeutsche.de/panorama/sexualverbrec
hen-maas-will-frauen-besser-schuetzen-1.2208298 
(28.2.2015), sowie 
http://www.zeit.de/2014/41/verwaltigung-strafrecht-reform 
(28.2.2015). 
18 Mit Anmerkungen von Renzikowski/Sick, NStZ 2013, 466 
(468 f.). Der nachfolgend wiedergegebene Sachverhalt ist in 
BGH NStZ 2013, 466 nicht abgedruckt. Er findet sich u.a. 
unter: http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/4/11/4-561-11.php 
(28.2.2015), Rn. 4-6. 

ihr daraufhin zu verstehen, dass sie sich nicht so anstellen 
solle und zog ihr die Schlafanzughose herunter. 

Das Opfer sah in dieser Situation keine Möglichkeit mehr, 
sich dem Willen des Angeklagten zu widersetzen. Für den 
Fall einer Gegenwehr rechnete es mit Schlägen und befürch-
tete zudem, dass dann die beiden gemeinsamen Kinder erwa-
chen und ebenfalls Opfer von Tätlichkeiten des Angeklagten 
werden könnten. Der Angeklagte vollzog nun mit seiner 
weinenden und sich vor Schmerzen windenden Ehefrau den 
Analverkehr bis zum Samenerguss. Dabei drückte er sie so an 
eine Wand, dass sie sich aus ihrer Position nicht befreien 
konnte. Bei alledem ging der Angeklagte davon aus, dass 
seine Ehefrau den Analverkehr nur deshalb ohne Gegenwehr 
erduldete, weil sie unter dem Eindruck der regelmäßig statt-
findenden Übergriffe keine Chance sah, sich seinem Willen 
zu widersetzen und Angst um ihre eigene körperliche Unver-
sehrtheit und die ihrer Kinder hatte. Das Opfer hatte bis zum 
nächsten Tag Schmerzen beim Sitzen und erlitt eine Blutung 
im Analbereich. 

Der BGH hob die Verurteilung wegen Vergewaltigung 
mit der Begründung auf, das Landgericht habe den sich aus 
§ 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB ergebenden Anforderungen an die 
Ausnutzung einer schutzlosen Lage nicht hinreichend Rech-
nung getragen.19 Insbesondere fehle es an einer Auseinander-
setzung mit der Frage, ob der Ehefrau eventuelle Fluchtmög-
lichkeiten („Schließzustand der Türen“) zur Verfügung ge-
standen hätten oder sie sich durch Schreie oder andere Geräu-
sche hätte fremde Hilfe holen können. Die Feststellung, dass 
sie bei einer Gegenwehr mit Schlägen des Angeklagten rech-
nete und alles unterließ, was ihre Kinder wecken konnte, 
damit nicht auch sie Opfer befürchteter Übergriffe des Ange-
klagten werden, belege nur, dass sich die Ehefrau „schutzlos 
fühlte, weil sie keinen Weg sah, Dritte ohne Risiko für sich 
selbst und ihre Kinder auf ihre Situation aufmerksam zu 
machen. Ob und inwieweit ihre Befürchtungen tatsächlich 
berechtigt waren und sie deshalb – worauf es hier maßgeblich 
ankommt – auch bei objektiver Betrachtung keine Möglich-
keit hatte, fremde Hilfe in Anspruch zu nehmen, hat das 
Landgericht nicht geprüft“.20 Immerhin war der BGH an-
scheinend um eine „Lösung“ im Rahmen der geltenden Ge-
setzeslage bemüht und wies für die erneute Verhandlung auf 
die Fortwirkung der früheren Gewalthandlungen als gegen-
wärtige qualifizierte Drohung hin.21 Allerdings blieb der Fall 
hinsichtlich der erwähnten Tat ohne Folgen für den Ange-

                                                 
19 Fischer, Die Zeit v. 9.10.2014, online abrufbar unter: 
http://www.zeit.de/2014/42/strafrecht-vergewaltigung-missbr
auch (28.2.2015), ist der Auffassung, dass der Fall falsch 
entschieden worden sei (ebenso ders. [Fn. 5], S. 10 sowie 
ders. [Fn. 13], § 177 Rn. 6), da das Drücken gegen die Wand 
eine „Gewalt-Nötigung“ darstelle: „Man konnte und musste 
den Fall damals wie heute als Vergewaltigung beurteilen.“ 
20 BGH NStZ 2013, 467. 
21 Ebenfalls nicht abgedruckt in NStZ 2013, 466. Siehe: 
http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/4/11/4-561-11.php 
(28.2.2015), Rn. 15. 
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klagten, da das Landgericht Essen in der erneuten Verhand-
lung das Verfahren in diesem Punkt eingestellt hat.22 
 
4. Nicht-qualifizierte Drohung, insbesondere mit einem emp-
findlichen Übel 

Von § 177 Abs. 1 Nr. 2 StGB sind zunächst solche Drohun-
gen ausgenommen, die zwar gegen die körperliche Unver-
sehrtheit gerichtet sind, aber eine so geringe Intensität vorge-
ben, dass eine Gesundheitsschädigung nicht zu befürchten 
ist23, z.B. Abschneiden der Haare24, bloße Drohung von 
Schlägen („eine zu knallen“)25 oder Drohung mit einer Ver-
gewaltigung.26 Ebenso fallen Drohungen mit künftiger Ge-
fahr für Leib und Leben (auch gegen Dritte wie z.B. die na-
hen Angehörigen) nicht unter die Vorschrift.27 

Die Drohung mit einem empfindlichen Übel wie das Wei-
tererzählen intimer Geheimnisse, Verlust des Arbeitsplat-
zes28, Veranlassung einer ausländerrechtlich bedingten Ab-
schiebung29 oder Anzeige wegen einer beobachteten Straftat30 
wird zwar gelegentlich im Zusammenhang mit „Unzuläng-
lichkeiten“ des § 177 StGB erwähnt.31 Allerdings stellen 
solche Handlungen – bei Bejahung ihrer Verwerflichkeit – 
regelmäßig einen besonders schweren Fall der Nötigung nach 
§ 240 Abs. 4 S. 2 Nr. 1 StGB dar, soweit es um die Vornah-
me einer sexuellen Handlung geht. Doch auch bei der prak-
tisch wohl bedeutsameren Duldung einer sexuellen Handlung 
lässt sich nicht nur der Grundtatbestand des § 240 Abs. 1 
StGB, sondern auch ein unbenannter besonders schwerer Fall 
nach Absatz 4 annehmen32, so dass von einer Strafbarkeitslü-
cke nicht die Rede sein kann.33 

                                                 
22 http://www.sueddeutsche.de/panorama/sexualverbrechen- 
maas-will-frauen-besser-schuetzen-1.2208298 (28.2.2015). 
23 BGH NStZ 1994, 556. Kritisch Maurach/Schroeder/   
Maiwald (Fn. 10), § 18 Rn. 11; Renzikowski (Fn. 13), § 177 
Rn. 38. 
24 KG Berlin, Beschl. v. 3.5. 2013 – (4) 121 Ss 69/13 (78/13). 
25 BGH StV 2001, 679. Zustimmend Eschelbach (Fn. 13), 
§ 177 Rn. 19; Wolters (Fn. 13), § 177 Rn. 12. 
26 BGH NStZ 2001, 370. Anders bei einem 15-jährigen Mäd-
chen für den Fall ihres Widerstands, BGH NStZ 2001, 246. 
27 Wolters (Fn. 13), § 177 Rn. 12. 
28 Sinn, in: Joecks/Miebach (Hrsg.), Münchener Kommentar 
zum Strafgesetzbuch, Bd. 4, 2. Aufl. 2012, § 240 Rn. 171; 
Laubenthal (Fn. 8), Rn. 218. 
29 BGHSt 51, 283 f.; BGH NStZ 2009, 263. 
30 BGHSt 31, 195; Renzikowksi, NStZ 1999, 440. 
31 DJB (Fn. 11), S. 3; Rabe/v. Norman (Fn. 11), S. 12. 
32 Laubenthal (Fn. 8), Rn. 217; Eisele/Eser, in: Schönke/ 
Schröder (Fn. 13), § 240 Rn. 38; Eisele, Stellungnahme in der 
Anhörung zu dem Antrag „Artikel 36 der Istanbul-
Konvention umsetzen – bestehende Strafbarkeitslücken bei 
sexueller Gewalt und Vergewaltigung schließen“, BT-Drs. 
18/1969, S. 3; Fischer, Die Zeit Online 10.2.2015, online 
abrufbar  unter: 
http://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2015-02/sexuel
le-gewalt-sexualstrafrecht (28.2.2015). Anders Wolters/Horn, 
in: Wolter (Hrsg.), Systematischer Kommentar zum 
Strafgesetzbuch, 148. Lfg., Stand: Dezember 2014, § 240 

5. Gewalt unterhalb der Schwelle des § 177 Abs. 1 Nr. 1 
StGB 

Die Rechtsprechung pflegt bei § 177 StGB traditionell ein 
engeres Verständnis von nötigender Gewalt als bei anderen 
Vorschriften, insbesondere enger als bei § 240 StGB.34 So 
wurde z.B. das Herunterreißen der Kleidung nicht als Gewalt 
im Sinne des § 177 StGB angesehen.35 Auch in der Literatur 
werden aus der Beschränkung auf eine qualifizierte Drohung 
in § 177 Abs. 1 Nr. 2 StGB Rückschlüsse auf die Bestim-
mung der Gewalt abgeleitet, die darauf hinauslaufen, dass an 
die Zwangswirkung höhere Anforderungen zu stellen sind.36 
 
II. Internationale Vorgaben 
Zu den hervorstechenden Merkmalen der aktuellen Reform-
diskussion gehört die Aussage, die Notwendigkeit einer 
grundlegenden Änderung der sexualstrafrechtlichen Vor-
schriften gehe maßgeblich auf internationale Verpflichtungen 
zurück, die Deutschland eingegangen ist. Hier wird zunächst 
auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte hingewiesen, in der sich ein umfassender 
Schutz der sexuellen Selbstbestimmung etabliert hat. Aus-
gangspunkt dieser Entwicklung war die Leitentscheidung 
M.C. gegen Bulgarien37, die später in anderen Urteilen mehr-
fach bestätigt wurde.38 Die Grundaussage der EGMR-

                                                                                    
Rn. 59, die davon ausgehen, dass die Duldung einer sexuellen 
Handlung sogar bereits vom benannten Regelbeispiel erfasst 
wird. 
33 Einzig der Einwand steht diesbezüglich im Raum, bei 
§ 240 StGB handele es sich um Vergehen, mit dem der ge-
steigerte Unrechtsgehalt solcher Taten nur unzureichend 
wiedergegeben werden könne. Hinsichtlich des Strafrahmens 
weist § 240 Abs. 4 StGB jedenfalls eine Parallelität zum 
minder schweren Fall der sexuellen Nötigung nach § 177 
Abs. 1, 4 StGB auf, so dass in Anbetracht des geringeren 
Unrechtsgehalts einer Drohung mit einem empfindlichen 
Übel im Vergleich zu einer mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib und Leben eine durchaus angemessene Würdigung 
möglich erscheint. Für eine generell stärkere Heranziehung 
des § 240 Abs. 4 StGB als Sexualdelikt Frommel, Süddeut-
sche Zeitung v. 4.2.2015, online abrufbar unter: 
 http://www.sueddeutsche.de/panorama/rechtsprechung-wo-
beginnt-vergewaltigung-1.2331813 (28.2.2015). 
34 Renzikowski (Fn. 13), § 177 Rn. 24; Hörnle (Fn. 9 – 
Leipziger Kommentar), § 177 Rn. 32; Laubenthal (Fn. 8), 
Rn. 170 m.w.N. in Fn. 60, sowie BVerfGE 92, 18 mit bei-
spielhaftem Verweis auf BGH NJW 1981, 2204. Näher zum 
Gewaltbegriff in der Rechtsprechung bei Sexualdelikten Sick 
(Fn. 9), S. 100 ff. 
35 BGH HRRS 2006 Nr. 599. Zustimmend Fischer (Fn. 13), 
§ 177 Rn. 6. 
36 Wolter, NStZ 1985, 198; Laubenthal (Fn. 8), Rn. 172; 
Frommel (Fn. 13), § 177 Rn. 40. 
37 EGMR, Urt. v. 4.12.2003 – 39272/98. 
38 EGMR, Urt. v. 15.5.2012 – 53519/07 (I.G. gegen Molda-
wien), Rn. 45; EGMR, Urt. v. 24.7.2012 – 42418/10 (D.J. 
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Rechtsprechung lässt sich dahingehend fokussieren, dass die 
Vertragsstaaten eine Verpflichtung aus Art. 3 (Verbot der 
Folter) und 8 EMRK (Schutz des Privatlebens) trifft, für eine 
effektive Strafverfolgung bei Sexualdelikten zu sorgen.39 
Entsprechend den aktuellen Standards und Tendenzen40 müs-
se berücksichtigt werden, „dass die positiven Verpflichtun-
gen, die den Mitgliedstaaten durch die Artikel 3 und 8 des 
Übereinkommens auferlegt werden, die Kriminalisierung und 
wirksame Strafverfolgung aller nicht einvernehmlichen 
(„non-consensual“) sexuellen Handlungen verlangen. Dies 
gilt auch in Fällen, in denen das Opfer keine physische Ge-
genwehr leistete“.41 

Für die deutsche Rechtspraxis sind diese vom EGMR 
aufgestellten Maßstäbe insofern von unmittelbarer Bedeu-
tung, als das Bundesverfassungsgericht in ständiger Recht-
sprechung betont, dass die EMRK als eine im Range eines 
Bundesgesetzes stehende Rechtsquelle42 genauso wie die 
dazugehörige Rechtsprechung des EGMR zu beachten und in 
die Auslegung der Gesetze zu integrieren sind.43 Wie jedoch 
ein Blick auf die BGH-Rechtsprechung zum Sexualstrafrecht 
deutlich macht, hat bis zum heutigen Tage eine solche Ausei-
nandersetzung nicht stattgefunden. Die eingangs angeführten 
Beispiele, denen gemeinsam war, dass die Opfer keinen Wi-
derstand geleistet hatten, mögen hierfür als Beleg ausreichen. 

In expliziter Form wurden die Leitlinien der erwähnten 
EGMR-Rechtsprechung im Übereinkommen des Europarats 
zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt vom 5.11.201144 aufgegriffen. In 

                                                                                    
gegen Kroatien), Rn. 86; EGMR, Urt. v. 24.9.2013 – 
13424/06 (N.A. gegen Moldawien), Rn. 71. 
39 EGMR, Urt. v. 4.12.2003 – 39272/98, Rn. 153. 
40 EGMR, Urt. v. 4.12.2003 – 39272/98, Rn. 156 ff., mit 
Verweis auf die Rechtslage in Irland (Rn. 98, 138), Großbri-
tannien (Rn. 100, 139 ff.; ausführlich dazu Hörnle [Fn. 11], 
S. 11 f.; Renzikowski [Fn. 10], S. 10 f.), Australien, Südafrika 
und Kanada (Rn. 147) sowie auf die Rechtsprechung des 
Internationalen Strafgerichtshofs für das frühere Jugoslawien 
(Rn. 102 ff.), denen allen gemein ist, dass sie das konstitutive 
Element der Sexualstraftaten im fehlenden Einverständnis 
des Betroffenen und nicht (mehr) im Einsatz von Nötigungs-
mitteln sehen. 
41 EGMR, Urt. v. 4.12.2003 – 39272/98, Rn. 166. Vgl. dazu 
auch die Empfehlung des Ministerkomitees an die Mitglied-
staaten des Europarats Rec (2002) 5 zum Schutz von Frauen 
vor Gewalt, Anhang Nr. 35: Das staatliche Recht der Ver-
tragsstaaten soll insbesondere „jeden an Personen gegen ihren 
Willen begangenen Sexualakt bestrafen, selbst wenn sie kei-
ne Zeichen des Widerstands zeigen“ sowie „sexuelles Ein-
dringen welcher Art auch immer oder auf welche Art immer, 
das gegen den Willen der betroffenen Person erfolgt, bestra-
fen“. 
42 BVerfGE 82, 120. 
43 Vgl. BVerfGE 74, 370; 111, 327; 128, 366 ff. 
44 Europarat, CETS No. 210 v. 11.5.2011. Abrufbar (ein-
schließlich des erläuternden Berichts) unter: 

dieser von Deutschland ebenfalls unterzeichneten45 und zur 
Ratifizierung anstehenden „Istanbul-Konvention“46 findet 
sich bezüglich der vorliegend untersuchten Problematik – 
unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die erwähnte EGMR-
Rechtsprechung47 – folgende Regelung: 
 

Art. 36 – Sexuelle Gewalt, einschließlich Vergewaltigung 
 
1. Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen gesetz-
geberischen oder sonstigen Maßnahmen, um sicherzustel-
len, dass folgendes vorsätzliches Verhalten unter Strafe 
gestellt wird: 
a) nicht einverständliches („non-consensual“), sexuell be-
stimmtes vaginales, anales oder orales Eindringen in den 
Körper einer anderen Person mit einem Körperteil oder 
Gegenstand; 
b) sonstige nicht einverständliche sexuell bestimmte 
Handlungen mit einer anderen Person; 
c) Veranlassung einer Person zur Durchführung nicht ein-
verständlicher sexuell bestimmter Handlungen mit einer 
dritten Person. 
 
2. Das Einverständnis muss freiwillig als Ergebnis des 
freien Willens der Person, der im Zusammenhang der je-
weiligen Begleitumstände beurteilt wird, erteilt werden 
(„must be given“). 

 
In den Erläuterungen zur Konvention wird betont, dass die 
Vertragsparteien des Übereinkommens dazu angehalten sind, 
„in ihrem Strafrecht den Begriff der fehlenden freien Zu-
stimmungen zu den verschiedenen […] sexuellen Handlun-
gen aufzunehmen. Die Verfasserinnen und Verfasser überlie-
ßen es jedoch den Vertragsparteien, über die genaue Formu-
lierung in der Gesetzgebung sowie über die Faktoren zu ent-
scheiden, die eine freie Zustimmung ausschließen.“48 

Im Hinblick auf die Umsetzung der Istanbul-Konvention 
legten im Herbst 2014 sowohl die Bundesregierung49 als auch 
die CDU/CSU und SPD-Fraktion50 jeweils einen Geset-
zesentwurf vor, die allerdings gemein haben, dass sie § 177 
StGB (zunächst) unverändert lassen wollen. Immerhin findet 
sich dort der Hinweis: „Ob und gegebenenfalls inwieweit aus 
Art. 36 der Istanbul-Konvention gesetzgeberischer Hand-

                                                                                    
http://www.coe.int/t/dghl/standardsetting/convention-violenc
e/convention/Convention%20210%20German%20&%20expl
anatory%20report.pdf (28.2.2015). 
45 BT-Drs. 17/12996, S. 2. Nach Ratifikation durch zehn 
Staaten ist die Konvention im Jahr 2014 in Kraft getreten. 
46 Ausführlich zu den jeweiligen Umsetzungspflichten aus 
diesem Übereinkommen Blume/Wegner, HRRS 2014, 360. 
47 Europarat, CETS No. 210 v. 11.5.2011, Erläuterungen zur 
Konvention Nr. 191. 
48 Europarat, CETS No. 210 v. 11.5.2011, Erläuterungen zur 
Konvention Nr. 193. 
49 BT-Drs. 18/2954 v. 22.10.2014. Zur Beschlussempfehlung 
und dem Bericht des Rechtsausschusses v. 12.11.2014 siehe 
BT-Drs. 18/3202 (neu). 
50 BT-Drs. 18/2601 v. 23.9.2014. 
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lungsbedarf im Hinblick auf die Strafbarkeit nicht einver-
nehmlicher sexueller Handlungen folgt, ist noch Gegenstand 
der Prüfung.“51 Wie eingangs erwähnt, hat nach der Sachver-
ständigenanhörung Ende Januar 2015 eine Reformkommissi-
on ihre Arbeit aufgenommen. 
 
III. Vorschläge zur Reform der Strafvorschriften zum 
Schutz der sexuellen Selbstbestimmung 
1. „Keine Reformnotwendigkeit“ 

Eine insbesondere von Fischer – gelegentlich scharfzüngig – 
geführte Strömung aus der Justizpraxis vertritt den Stand-
punkt, einen Bedarf für eine Reform der Sexualdelikte gebe 
es grundsätzlich nicht, da die bestehenden Vorschriften für 
einen ausreichenden Schutz der sexuellen Selbstbestimmung 
sorgten. Die als Schutzlücken bezeichneten Fälle aus der 
Rechtsprechung seien „fehlerhafte Gerichtsentscheidungen 
im Einzelfall“.52 Cirullies stellt darauf ab, dass es sich bei 
sexuellen Handlungen – etwa im Unterschied zur Verletzung 
der körperlichen Unversehrtheit oder des Eigentums – „nicht 
generell um missbilligenswertes Verhalten“ bzw. „nicht 
grundsätzlich unerwünschte Taten“ handele, so dass sexuelle 
Annäherungen nur dann für strafwürdig zu erachten seien, 
wenn weitere Voraussetzungen – wie etwa Gewaltanwen-
dung – erfüllt sind. Es erscheine angemessen, „einem mündi-
gen erwachsenen Menschen zuzumuten, sein mangelndes 
Einverständnis eindeutig zum Ausdruck zu bringen und sich 
– vom Ausnahmefall der schutzlosen Lage oder der Drohung 
abgesehen – in besonnener Selbstbehauptung einer gewissen 
körperlichen Gegenwehr zu bedienen […] Käme es allein auf 
die subjektive Einstellung des Opfers an, würde der straf-
rechtliche Verantwortungsbereich des Täters überdehnt und 
eine ausufernde strafrechtliche Verfolgung wäre zu befürch-
ten“.53 

Frommel ist der Auffassung, die Kriterien der Istanbul-
Konvention erfülle Deutschland bereits seit der Einfügung 
des § 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB im Jahr 1997. Es gebe eine 
Faustregel, die laute: „Klare Fälle von Zwang und Gewalt 

                                                 
51 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, BT-Drs. 18/2954, 
S. 1. 
52 Fischer (Fn. 5), S. 9; ferner ders. (Fn.19). 
53 Cirullies, Stellungnahme in der Anhörung zu dem Antrag 
„Artikel 36 der Istanbul-Konvention umsetzen – bestehende 
Strafbarkeitslücken bei sexueller Gewalt und Vergewaltigung 
schließen“, BT-Drs. 18/1969, S. 2. Anders aus Sicht der 
Strafverfolgung Eisenhuth, Stellungnahme in der Anhörung 
zu dem Antrag „Artikel 36 der Istanbul-Konvention umsetzen 
– bestehende Strafbarkeitslücken bei sexueller Gewalt und 
Vergewaltigung schließen“, BT-Drs. 18/1969, S. 1 f., der 
Schutzlücken im Sexualstrafrecht grundsätzlich bejaht, aber 
gleichwohl die Bedeutung praxistauglicher Lösungen betont. 
Ebenfalls grundsätzlich offen für eine Reform der Sexualde-
likte ist die Neue Richtervereinigung, Stellungnahme online 
abrufbar unter: 
https://www.neuerichter.de/fileadmin/user_upload/fg_strafrec
ht/FG-StR-_2014-07_Entwurf_BMJV_Sexualstrafrecht.pdf, 
S. 6 f. (28.2.2015). 

gehören ins Strafrecht, Grenzfälle ins Zivilrecht, Bezie-
hungsdelikte werden am besten von Familiengerichten gere-
gelt“. Hinsichtlich des eingangs angeführten Falles (unter I. 
1.: Überrumpelung eines 14-jährigen Mädchens beim Tattoo-
Zeichnen) sei beispielsweise die Neugierde, Risikobereit-
schaft und sexuelle Unerfahrenheit des Opfers durch den 
Täter strategisch ausgenutzt worden. Für eine Strafbarkeit 
genüge es aber nicht, „wenn sich Jugendliche von Erwachse-
nen, die keine förmliche Funktion haben, überrumpeln lassen. 
Die junge Frau hat also gegen diesen Mann nur Schadenser-
satzansprüche. Da diese hoch sein können, wäre das eine 
Gegenwehr gegen den übergriffigen und offenbar routiniert 
vorgehenden Täter. Mit einer Reform des Verbrechenstatbe-
standes der Vergewaltigung kann man – und sollte man, so 
meine These – nicht auf solche als empörend empfundene 
Grenzfälle reagieren. Die Nachteile überwiegen die Vortei-
le.“54 
 
2. Systemändernde Neufassung des § 177 StGB mit einem 
grundsätzlichen „Nur ein Nein ist ein Nein“-Modell 

Soweit erkennbar, wird in der aktuellen Diskussion über die 
Reform der Sexualdelikte ein prinzipieller Änderungsbedarf 
mehrheitlich bejaht, wobei aber die Ansichten auseinander-
gehen, wie eine Neufassung der betreffenden Vorschriften 
aussehen sollte. Es lassen sich drei Ansätze festmachen, die 
zwar in ihren Ergebnissen regelmäßig deckungsgleich sind, 
sich aber in der Frage der dogmatischen Umsetzung zum Teil 
erheblich unterscheiden. Am weitesten geht dabei eine maß-
geblich von Hörnle verfochtene Ansicht, die zur Schließung 
der von ihr (seit Längerem) kritisierten Schutzlücken55 für 
eine Neufassung des § 177 StGB plädiert, der sich im Grund-
tatbestand vom Erfordernis eines Nötigungseinsatzes löst und 
auf den nicht-einvernehmlichen Charakter des Sexualkon-
takts abstellt.56 
 

Sexueller Angriff; sexuelle Nötigung; Vergewaltigung 
 
(1) Wer gegen den erklärten Willen einer anderen Person 
oder unter Umständen, in denen fehlende Zustimmung of-
fensichtlich ist, sexuelle Handlungen an dieser vornimmt 
oder an sich vornehmen lässt oder diese Person zur Vor-
nahme oder Duldung einer sexuellen Handlung an oder 
mit einem Dritten bestimmt, wird mit Freiheitsstrafe von 
drei Monaten bis fünf Jahren bestraft. Wird mit dem Op-
fer der Beischlaf vollzogen oder nimmt der Täter ähnliche 

                                                 
54 Frommel, Novo Argumente v. 29.8.2014, online unter: 
http://www.novo-argumente.com/magazin.php/novo_notizen/
artikel/vergewaltigung_haende_weg_vom_sexualstrafrecht 
(28.2.2015). Siehe ferner dies., Süddeutsche Zeitung v. 
4.2.2015, online abrufbar unter: 
http://www.sueddeutsche.de/panorama/rechtsprechung-wo-
beginnt-vergewaltigung-1.2331813 (28.2.2015); dies., in: 
Rotsch/Brüning/Schady (Hrsg.), Festschrift für Heribert 
Ostendorf, 2015 (erscheint im Dezember).  
55 Hörnle (Fn. 9 – Leipziger Kommentar), Vor § 174 Rn. 52; 
dies., ZStW 112 (2000), 361; dies. (Fn. 11), S. 8 f. 
56 Hörnle (Fn. 11), S. 23. 
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sexuelle Handlungen am Opfer vor oder lässt sie von ihm 
an sich vornehmen, die das Opfer besonders erniedrigen, 
insbesondere, wenn sie mit einem Eindringen in den Kör-
per verbunden sind (Vergewaltigung), oder wird die Tat 
von mehreren gemeinschaftlich begangen, ist die Strafe 
Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr. 
 
(2) Wer eine andere Person 
1. mit Gewalt, 
2. durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder 
Leben oder 
3. unter Ausnutzung einer Lage, in der das Opfer der 
Einwirkung des Täters schutzlos ausgeliefert ist, 
nötigt, sexuelle Handlungen des Täters oder eines Dritten 
an sich zu dulden oder an dem Täter oder einem Dritten 
vorzunehmen, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem 
Jahr bestraft. Wird mit dem Opfer der Beischlaf vollzogen 
oder nimmt der Täter ähnliche sexuelle Handlungen am 
Opfer vor oder lässt sie von ihm an sich vornehmen, die 
das Opfer besonders erniedrigen, insbesondere, wenn sie 
mit einem Eindringen in den Körper verbunden sind 
(Vergewaltigung), oder wird die Tat von mehreren ge-
meinschaftlich begangen, ist die Strafe Freiheitsstrafe 
nicht unter zwei Jahren.57 

 
Den nicht-einvernehmlichen Charakter des Sexualkontakts 
beschreibt Hörnle demnach mit „gegen den erklärten Willen 
einer anderen Person oder unter Umständen, in denen fehlen-
de Zustimmung offensichtlich ist“: Nach dieser Formulie-
rungsvariante müsse zunächst geprüft werden, ob es einen 
(explizit oder konkludent) erklärten entgegenstehenden Wil-
len gab. War dies der Fall, so würden sexuelle Handlungen 
den Tatbestand ohne weiteres erfüllen. 

Ansonsten wäre als zweiter Schritt zu prüfen, ob das Feh-
len einer Zustimmung angesichts der Umstände offensicht-
lich war. Anders als bei der Formulierungsoption „gegen den 
Willen“ käme es dabei nicht auf den mentalen Zustand als 
solchen an, sondern es müsste geprüft werden, ob das Fehlen 
einer wirksamen Zustimmung aus einer Außenperspektive 
erkennbar war. Maßstab wäre, ob ein auf das Geschehen 
schauender „unsichtbarer Dritter“ anhand der Umstände der 
Interaktion in Kenntnis der Beziehungen zwischen den Betei-
ligten unzweifelhaft erschließen könnte, dass diese sexuelle 
Handlung nicht von einer wirksamen Zustimmung getragen 
ist. Die Einordung als „offensichtlich“ müsse ernst genom-
men werden, so dass in ambivalenten Situationen im Zweifel 
nicht von einer fehlenden Zustimmung auszugehen sei: Wenn 

                                                 
57 Den beiden Absätzen schließen sich in unveränderter Form 
die entsprechenden Qualifikationstatbestände in § 177 Abs. 3 
und Abs. 4 StGB sowie die Regelung der minder schweren 
Fälle in Absatz 5 an, wobei davon – im Unterschied zu bishe-
rigen Lage – nur die Absätze 3 und 4 umfasst sein sollen und 
im Falle einer Vergewaltigung die Strafandrohung auf nicht 
unter zwei Jahren Freiheitsstrafe lautet. Im Zuge der vorge-
schlagenen Neufassung legt Hörnle ferner die Streichung der 
§§ 240 Abs. 4 S. 2 Nr. 1, 179 StGB sowie eine Überprüfung 
der §§ 174a-c StGB nahe. 

dem unerwünschten Sexualkontakt zunächst ein freiwillig 
eingegangener kommunikativer Kontakt voran ging, sei allen 
Beteiligten zuzumuten, Meinungsäußerungen abzugeben, um 
Missverständnisse auszuräumen.58 

Auffallend an der von Hörnle verfochtenen „großen Lö-
sung“ ist der Wechsel unter Wertungsgesichtspunkten, was 
die Stellung des § 177 StGB im Kontext der Sexualdelikte 
angeht. Im Unterschied zu den beiden sogleich vorzustellen-
den Konzepten, die den auf dem Nötigungskonzept beruhen-
den § 177 StGB unverändert als Leitvorschrift (Verbrechen) 
belassen und subsidiär dazu einen Auffangtatbestand (Verge-
hen) schaffen wollen, schlägt Hörnle einen Grundtatbestand 
des § 177 StGB vor, der als Vergehen gestaltet ist und sexu-
elle Handlungen schlicht entgegen dem Willen des Opfers, 
d.h. ohne Einsatz von Nötigungsmitteln, unter Strafe stellt.59 
Die unverändert definierte Vergewaltigung soll nach diesem 
Konzept selbst ohne Einsatz von Nötigungsmitteln einen als 
Verbrechen normierten Qualifikationstatbestand darstellen, 
der sich dem Grundtatbestand unmittelbar anschließt. Der 
gegenwärtige § 177 StGB mit seinem Nötigungsgerüst 
kommt dann als weitere Qualifikation zum Vorschein, wobei 
die Vergewaltigung nicht mehr als Regelbeispiel, sondern als 
eigenständiger Tatbestand formuliert wird. 
 
3. Schaffung eines eigenständigen Tatbestandes unterhalb 
des § 177 StGB mit einem „Nur ein Ja ist ein Ja“-Modell 

Renzikowski ist zwar ebenfalls wie Hörnle der Auffassung, 
dass Schutzlücken im deutschen Sexualstrafrecht bestehen, 
die sich vor allem in der Auslegung und Anwendung des 
§ 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB sowie in der Straflosigkeit von über-
raschenden Übergriffen zeigten.60 Allerdings hält er es für 
vorzugswürdig, § 177 StGB unverändert zu lassen, da aus 
Art. 36 der Istanbul-Konvention nicht die Pflicht folge, den 
Straftatbestand der sexuellen Nötigung/Vergewaltigung 
selbst zu erweitern: „Nicht jede Missachtung des Willens 
einer anderen Person ist schon eine Nötigung. Vielmehr setzt 
Nötigung Zwang voraus. Dem Opfer wird vom Täter die 
Wahl zwischen zwei unerwünschten Verhaltensalternativen 
aufgedrängt. Die schlichte Verletzung der sexuellen Selbstbe-
stimmung, deren Bestrafung Art. 36 der Istanbul-Konvention 
verlangt, erfordert daher keine Änderung des Begriffs der 
Nötigung.“61 

Vielmehr plädiert Renzikowski – ohne einen konkreten 
Vorschlag zu formulieren – für die Schaffung einer Strafvor-
schrift „unterhalb“ des § 177 StGB, die einen niedrigeren 
Strafrahmen bereithält. Bei einem solchen „(subsidiären) 
weiten Tatbestand, der die Tathandlung allein als Missach-

                                                 
58 Hörnle (Fn. 11), S. 18. 
59 Vgl. auch Wolters (Fn. 13), § 177 Rn. 22, der im Rahmen 
einer umfassenden Reform dafür plädiert, „die hergebrachten 
Grenzen zwischen Missbrauch und Nötigung dadurch einzu-
ebnen, dass für § 177 der (vom Täter erkannte) entgegenste-
hende Wille des Opfers zum wesentlichen Kriterium erhoben 
wird“. 
60 Renzikowski (Fn. 10), S. 5 ff. 
61 Renzikowski (Fn. 10), S. 8. 
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tung des entgegenstehenden Willens beschreibt“,62 sei mit 
Blick auf Art. 36 der Istanbul-Konvention („must be given“) 
auf ein „Nur ein Ja ist ein Ja“-Modell abzustellen und daher 
die Formulierung „ohne Einverständnis“ bzw. „ohne Zu-
stimmung“ zu wählen, wobei allein das faktische Einver-
ständnis maßgeblich sei, das auch konkludent erklärt werden 
könne: „Damit ist ein grundlegender Paradigmenwechsel 
verbunden. Sexualität ist nicht mehr weiter ein Gut, das man 
nutzen kann, so lange niemand widerspricht, sondern man 
muss sich der Zustimmung des Sexualpartners versichern. So 
gehen wir jedoch mit allen anderen Rechtspositionen um, 
insbesondere auch dem Eigentum, und es leuchtet kaum ein, 
weshalb es bei der sexuellen Selbstbestimmung anders sein 
sollte“.63 
 
4. Positive Regelung der strafwürdigen Verhaltensweisen in 
einem eigenständigen Tatbestand 

Im Unterschied zu Hörnle und Renzikowski, die einen allge-
mein gefassten Tatbestand gegen die Verletzung der sexuel-
len Selbstbestimmung vorschlagen, verfolgt Eisele ein ande-
res Konzept, indem er den nicht-einvernehmlichen Charakter 
des Sexualkontakts nicht als beherrschendes Merkmal in den 
Vordergrund stellt, sondern alle (weiteren) Handlungen posi-
tiv normiert, die aus Sicht des nationalen Rechts nicht frei-
willig sind. Den Vorzug einer solchen Regelungsweise sieht 
Eisele in der vergleichsweise geringeren Gefahr, „dass die 
Strafe in Konflikt mit dem Schuldprinzip gerät, weil hier 
sozialadäquate Alltagssituationen ausgeklammert werden 
können.“64 Konkret geht es „als Diskussionsgrundlage eines 
Tatbestandes, der die Missachtung der sexuellen Selbstbe-
stimmung bzw. den sexuellen Missbrauch zum Gegenstand 
hat“, um folgenden Vorschlag65: 
 

Wer unter Ausnutzung einer Lage (alternativ: Wer in ei-
ner Lage), in der Widerstand für das Opfer nicht möglich 
ist (Variante 1) oder einer Lage, in der dem Opfer ein er-
heblicher Nachteil droht (Variante 2) oder das Opfer ei-
nen erheblichen Nachteil befürchtet (Variante 3), dieses 
dazu bringt, sexuelle Handlungen des Täters oder eines 
Dritten an sich zu dulden oder an dem Täter oder einem 
Dritten vorzunehmen, wird mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren (alternativ: sechs Monaten bis 
zu zehn Jahren) bestraft. 

 
Mit der Variante 1 sieht Eisele die Schutzlücken insbesonde-
re bei überraschenden Übergriffen beseitigt; ebenso greife der 
Tatbestand ein, wenn der Täter „sein Ansinnen durch Täu-
schung verbirgt“.66 Durch die Varianten 2 und 3 würden des 
Weiteren nicht nur die Fälle umfasst, in denen dem Opfer 
tatsächlich ein Nachteil droht, sondern auch solche, in denen 

                                                 
62 Renzikowski (Fn. 10), S. 9. 
63 Renzikowski (Fn. 10), S. 12. Auch Fischer zeigt sich offen-
bar – freilich mit einer gehörigen Portion Skepsis – für eine 
ähnliche „Missbrauchs“-Lösung offen, vgl. Fn. 32. 
64 Eisele (Fn. 32), S. 13. 
65 Eisele (Fn. 32), S. 11. 
66 Eisele (Fn. 32), S. 11. 

das Opfer dies nur subjektiv befürchtet, sofern der Täter dies 
ausnutzt bzw. zumindest sein Vorsatz darauf gerichtet ist. 
Dadurch könnten – unter der Voraussetzung, dass ein erheb-
licher Nachteil vorliegt – wesentliche Schutzlücken, die die 
aktuelle Reformdiskussion beherrschen, geschlossen werden, 
so in erster Linie die Fälle der Angst vor Verlust eines Ar-
beitsplatzes, eines Klimas der Gewalt (erwartete Gewalt als 
erheblicher Nachteil)67, der unterlassenen Widerstandsleis-
tung aus Scham oder des fehlenden Finalzusammenhangs 
zwischen Nötigung und Ausnutzung der schutzlosen Lage im 
Sinne des § 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB.68 
 
IV. Wie lässt sich der entgegenstehende Wille des Be-
troffenen als Unrechtsmerkmal normieren? 
1. Zur Notwendigkeit einer Reform der Sexualdelikte im Lich-
te des Art. 36 der Istanbul-Konvention 

Die Frage einer neuen Justierung der Strafvorschriften zum 
Schutz der sexuellen Selbstbestimmung betrifft zwei Ebenen: 
Zum einen geht es dabei um die prinzipielle Aufstellung des 
Strafrechts, strafwürdige Verhaltensweisen nicht straflos zu 
lassen. Hier ist vor allem die hohe Wertigkeit des betroffenen 
Rechtsguts zu beachten, das einen gewichtigen Teilaspekt des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts (Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. 
Art. 1 Abs. 1 GG) darstellt und über den starken Bezug zur 
Intimsphäre auch den Anspruch auf Achtung der Menschen-
würde (Art. 1 Abs. 1 GG) tangiert.69 Selbst wenn man zum 
Schluss kommen sollte, dass diesbezüglich ein verfassungs-
rechtlich ausreichender Schutz mit Mitteln des Strafrechts 
bereits gewährleistet ist und daher eine Handlungspflicht des 
Staates insoweit nicht besteht70, müsste zum anderen dennoch 
untersucht werden, inwiefern eine Verpflichtung aus der 
betreffenden EGMR-Rechtsprechung und der Istanbul-
Konvention besteht, das deutsche Sexualstrafrecht an interna-
tionale Standards anzupassen und „nicht-einverständliche 
sexuell bestimmte Handlungen mit einer anderen Person“ 
(Art. 36 Abs. 1 der Istanbul-Konvention) umfassend unter 
Strafe zu stellen. Mit Blick auf diese Anforderungen einer-
seits und den dargelegten Strafbarkeitslücken im deutschen 
Strafrecht andererseits lässt sich zunächst festhalten, dass 
Art. 36 der Istanbul-Konvention eine Bestrafung der entspre-

                                                 
67 Siehe dazu auch den Vorschlag von Eisenhut (Fn. 53), S. 6, 
den § 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB um eine Variante des Inhalts 
„unter Ausnutzung einer Lage […], die vom Täter durch 
vorausgegangene Gewalt gegenüber dem Opfer geschaffen 
worden ist“, zu ergänzen. 
68 Eisele (Fn. 32), S. 12. In den Var. 2 und 3 sieht Eisele die 
Regelung des § 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB mit umfasst, so dass 
man diese streichen könne; Gleiches gelte für § 240 Abs. 4 
S. 2 Nr. 1 StGB, der jedoch wegen des erhöhten Strafrahmens 
aufgrund des Nötigungseinsatzes ebenso gut ins Sexualstraf-
recht verschoben werden könne, a.a.O., S. 13. 
69 Statt vieler Hörnle (Fn. 9 – Leipziger Kommentar), Vor 
§ 174 Rn. 29, 32, § 177 Rn. 1. 
70 So offenbar Eschelbach (Fn. 13), § 177 Rn. 3, der selbst 
§ 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB nicht als verfassungsrechtlich gebo-
ten ansieht (ultima ratio-Prinzip). 
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chenden Verhaltensweisen als Sexualdelikt nicht vor-
schreibt.71 Aus dieser Perspektive bietet das gegenwärtige 
Zusammenspiel von §§ 177 und 240 StGB eine an sich sehr 
umfassende Grundlage für den geforderten Schutz vor uner-
wünschten Sexualkontakten, zumal durch § 177 Abs. 1 Nr. 3 
StGB auch sichergestellt wird, dass der Einsatz von Nöti-
gungsmitteln sowie eine physische Gegenwehr des Betroffe-
nen nicht zur Voraussetzung für eine Strafbarkeit gemacht 
werden. Einzig das Ausnutzen von Überraschungsmomenten 
zur Ermöglichung sexueller Handlungen lässt sich mit dem 
bestehenden gesetzlichen Instrumentarium begrifflich nicht 
erfassen, so dass diesbezüglich tatsächlich eine „echte“ 
Schutzlücke besteht. Alle anderen Fälle können im Aus-
gangspunkt unter §§ 177, 240 StGB subsumiert werden, ohne 
gegen das Gesetzlichkeitsgebot des Art. 103 Abs. 2 GG zu 
verstoßen. 

Diese These von der (fast) lückenlosen Konformität des 
deutschen Sexualstrafrechts mit den internationalen Stan-
dards steht allerdings unter der Prämisse, dass die Auslegung 
und Anwendung der erwähnten Strafvorschriften durch 
Staatsanwaltschaften und Gerichte das geforderte Schutzni-
veau auch in der gelebten Praxis tatsächlich herstellen. Zur 
Verdeutlichung die nachfolgenden Beispiele: 

a) In den Beispielfällen unter I. 2. und 3. könnte das Ver-
halten des Angeklagten von § 177 Abs. 1 Nr. 2 StGB ohne 
weiteres umfasst sein, wenn die Rechtsprechung die Grenzen 
der finalen Fortwirkung einer vorangegangenen Gewaltan-
wendung oder qualifizierten Drohung als gegenwärtige Dro-
hung72 weiter zöge als gegenwärtig praktiziert. Zwar müssen 
die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 177 StGB auch 
bei einer länger dauernden Serie von Tathandlungen grund-
sätzlich für jede Tat konkret und individualisiert festgestellt 
werden73. Allerdings liegt es in den Händen des Tatrichters, 
geringere Anforderungen an den Nachweis zu stellen, wenn 
er sich im Einzelfall die Überzeugung eines von dem Täter 
erzeugten und bewusst eingesetzten „Klimas ständiger Ge-
walt“ verschafft.74 So erscheint es aber schwer nachvollzieh-
bar,75 wenn der BGH beispielsweise in einem vergleichbaren 

                                                 
71 Nur zum Teil zutreffend erscheint daher die Auffassung 
Hörnles (Fn. 11), S. 9, wonach ein Handlungsbedarf für den 
Gesetzgeber schon deshalb bestehe, weil auch im Falle der 
Drohung unterhalb der Schwelle in § 177 Abs. 1 Nr. 2 StGB 
„nach dem Gesetzestext eine Bestrafung als sexuelle Nöti-
gung/Vergewaltigung nicht möglich“ (Hervorhebung durch 
Verf.) sei. Richtigerweise reicht hier eine Strafbarkeit nach 
§ 240 Abs. 1, 4 StGB aus, um die Anforderungen der Istan-
bul-Konvention zu erfüllen. 
72 Vgl. BGH NStZ-RR 2003, 43; BGH NStZ 2005, 269; BGH 
NStZ 2010, 571. 
73 BGHSt 42, 111. 
74 BGH NStZ-RR 2006, 270. 
75 Ebenfalls unverständlich BGH StV 1984, 331: „Der Ange-
klagte hatte ‚aus irgendeinem nicht mehr feststellbaren 
Grund‘ mit einem Aschenbecher, einer Kaffeekanne, einer 
Kaffeetasse und einem Wandteller nach der Zeugin gewor-
fen, er schlug sie dann mit der Hand und mit den Fäusten 
etwa zehn Minuten lang zusammen, anschließend tobte er in 

Sachverhalt wie im Beispielsfall 3 meint, zwar sei der „ohne-
hin autoritäre Erziehungsstil“ des Angeklagten „geprägt von 
Zornesausbrüchen und Ausübung körperlicher Gewalt“ ge-
wesen, wobei er seine Frau und Kinder „aus nichtigen Anläs-
sen“ gezüchtigt und eine „Aura der Angst“ um sich verbreitet 
habe, aber damit sei der geforderte Finalzusammenhang mit 
späteren sexuellen Handlungen noch nicht belegt.76 Ebenso 
fragt sich, was noch passieren soll, um im Beispielsfall unter 
I. 2. (zunächst das Erschießen des Bekannten seiner von ihm 
getrennt lebenden Ehefrau und die anschließende Drohung an 
sie, dass sie die Nächste sei, wenn sie jetzt nicht mit ihm 
komme, wobei es nach einer Autofahrt später zu sexuellen 
Handlungen kommt) eine finale Fortwirkung der früheren 
Nötigung anzunehmen. 

Gleiches gilt für die von der ganz herrschenden Ansicht 
vorausgesetzte finale Verknüpfung zwischen der angewende-
ten Gewalt im Sinne § 177 Abs. 1 Nr. 1 StGB und der 
dadurch ermöglichten sexuellen Handlungen:77 Hier lässt 
sich, wie von Hörnle vertreten,78 auf die Notwendigkeit eines 
solchen Finalzusammenhangs verzichten, ohne dabei das 
Gesetzlichkeitsprinzip zu verletzen. Dadurch könnten weitere 
Schutzlücken geschlossen werden, die sich beispielsweise in 
den Serienstraftaten eines besonders brutal auftretenden Tä-
ters zeigen: Hat dieser durch vorangegangene Gewalttätigkei-
ten das Opfer eingeschüchtert und weiß er, dass es nach ers-
ten erfolglosen Versuchen, sich zu widersetzen, resigniert 
hat, so können beim Erfordernis einer finalen Verknüpfung 
selbst gewalttätige Folgetaten nicht unter § 177 Abs. 1 Nr. 1 
StGB zu fassen sein, weil die spätere Gewaltanwendung 
(etwa zur Machtdemonstration oder aus sadistischen Moti-
ven) nicht unter der Erwartung eines zu brechenden Wider-
stands zwecks Ermöglichung sexueller Handlungen erfolgt zu 
sein braucht.79 

                                                                                    
der Wohnung herum; zwischen dem Ende der Mißhandlun-
gen und den vom Angeklagten verlangten sexuellen Hand-
lungen lag ein Zeitraum von etwa einer Stunde. Hiernach 
diente die Gewaltanwendung durch den Angeklagten nicht 
dem Ziel, die Zeugin zur Vornahme sexueller Handlungen zu 
bewegen. Denn erst nach Anwendung der Gewalt sagte er – 
offenbar auf Grund eines neuen Entschlusses – zu ihr: ‚So 
und jetzt bedienst Du mich wie einen Deiner Freier‘ sowie: 
‚So jetzt gehen wir ins Bett‘“. 
76 BGH NStZ 1992, 587; ablehnend Renzikowski (Fn. 13), 
§ 177 Rn. 38. Ähnlich opferfeindlich BGH NStZ 2003, 425; 
2005, 269, anders aber BGH NStZ-RR 2003, 43. Vergleich-
bar kritikwürdig sind die teilweise zu strengen Vorgaben der 
Rechtsprechung, was den Zeitraum zwischen der Gewaltan-
wendung und der späteren sexuellen Handlungen angeht, der 
bei der Beurteilung der noch bestehenden Wirkmächtigkeit 
der Erinnerung bedeutsam ist, vgl. Hörnle (Fn. 9 – Leipziger 
Kommentar), § 177 Rn. 88. 
77 Aus der Literatur Wolters (Fn. 13), § 177 Rn. 28; Eisele 
(Fn. 13), § 177 Rn. 6 f.; Fischer (Fn. 13), § 177 Rn. 13; Laue 
(Fn. 13), § 177 Rn. 5; Kindhäuser (Fn. 13), § 177 Rn. 6; 
Eschelbach (Fn. 13), § 177 Rn. 17. 
78 Siehe Nachweise Fn. 16. 
79 Vgl. BGH NStZ 1992, 587; 2005, 269, ferner BGHSt 17, 5. 
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b) Ähnlich verhält es sich im Beispielsfall unter I. 3., bei 
dem eine schutzlose Lage verneint wurde. Nach der gesetz-
geberischen Intention sollte § 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB dem 
Zweck dienen, Strafbarkeitslücken in den Fällen zu schlie-
ßen, in denen das Opfer „nur deshalb auf Widerstand verzich-
tet, weil es sich in einer hilflosen Lage befindet und Wider-
stand gegen den überlegenen Täter aussichtslos erscheint“, 
wobei der Gesetzgeber auch solche Situationen im Auge 
hatte, in denen das Opfer „vor Schrecken starr80 oder aus 
Angst vor der Anwendung von Gewalt durch den Täter des-
sen sexuelle Handlungen über sich ergehen“ lässt.81 Insofern 
war dieser Schritt ein bedeutender legislativer Beitrag, die 
sexuelle Selbstbestimmung des Einzelnen stärker zu schützen 
und dabei der Realität gerecht zu werden, dass bei Weitem 
nicht sämtliche ungewollte Sexualkontakte mit Gewalt oder 
qualifizierter Drohung einhergehen. Allerdings gehört just 
diese Tatbestandsvariante zu den gegenwärtig am lautesten 
artikulierten Kritikpunkten an § 177 StGB. 

Dies hat maßgeblich mit den von der Rechtsprechung zu-
nehmend restriktiver ausgelegten Kriterien zur Bestimmung 
der schutzlosen Lage zu tun. Auch wenn der BGH betont, 
dass eine schutzlose Lage nicht das „gänzliche Beseitigen 
jeglicher Verteidigungsmöglichkeiten“ voraussetzt82, so sind 
Tendenzen in der Praxis unübersehbar, „unrealistisch hohe 
Anforderungen“ an die Bejahung einer objektiv schutzlosen 
Lage zu stellen.83 Als Beispiel sei die Fallgruppe der (poten-
tiellen) Anwesenheit hilfsbereiter Dritter erwähnt, die eine 
schutzlose Lage grundsätzlich ausschließen können.84 Hier 
zeugt es aber von richterlicher Realitätsferne, wenn bei-
spielsweise bemängelt wird, dass bei nächtlichen Gescheh-
nissen in einem LKW auf einem Rastplatz an der Autobahn 
mit zwei Mädchen im Alter von 14 bzw. 9 Jahren nicht ge-
prüft worden sei, wie die Frequentierung des Rastplatzes war 
und ob ein Dritter in Rufweite stand.85 Ebenso unvertretbar, 
wenn nicht gar absurd, erscheint es, bei einem zehnjährigen 
Kind eine schutzlose Lage mit Verweis darauf in Frage zu 
stellen, dass sich sein siebenjähriger Bruder – bei Abwesen-
heit der Mutter – in einem anderen Raum der Wohnung auf-
hielt.86 

Auch bei § 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB wäre es denkbar, ohne 
einen Verstoß gegen das Gesetzlichkeitsprinzip eine Nor-
mauslegung zu bevorzugen, die erhebliche Strafbarkeitslü-

                                                 
80 Bewegungsunfähigkeit, Erstarren, Widerstandslosigkeit 
oder aus „objektiver“ Perspektive gänzlich unlogische Hand-
lungen stellen durchaus weit verbreitete Reaktionen auf sexu-
alisierte Übergriffe dar, vgl. Lembke, Zeitschrift für Rechts-
soziologie 34 (2014), 253. Siehe ferner Hörnle, ZIS 2015, 
206. 
81 BT-Drs. 13/7324, S. 6. 
82 BGHSt 44, 232; 45, 256. 
83 Hörnle (Fn. 11), S. 9. Ebenfalls kritisch Eisele (Fn. 32), 
S. 4; Renzikowski (Fn. 10), S. 6 f. 
84 Vgl. BGHSt 44, 232; 45, 256; BGH NStZ 2003, 425; BGH 
NStZ 2010, 273; Lackner/Kühl, Strafgesetzbuch, Kommentar, 
28. Aufl. 2014, § 177 Rn. 6; Fischer, ZStW 112 (2000), 80. 
85 BGH NStZ 2005, 380. 
86 BGH NStZ 2006, 165. 

cken schließt: Die „schutzlose Lage“ im Sinne der Vorschrift 
wird in ständiger Rechtsprechung dergestalt verstanden, dass 
sich die Schutzlosigkeit nach objektiven Maßstäben be-
stimmt. Demnach ist für eine subjektive Bewertung der Lage, 
die für den Betroffenen schutzlos erscheint, kein Raum: „Es 
reicht […] nicht aus, dass das Opfer sich schutzlos fühlt. Für 
das Tatbestandsmerkmal kommt es vielmehr allein darauf an, 
dass das Tatopfer nach objektiver ex-ante-Prognose mögli-
chen nötigenden Gewalteinwirkungen des Täters schutzlos 
ausgeliefert wäre“.87 Zwingend ist eine solche Lesart indes 
nicht. Vielmehr ist es mit dem Wortlaut der Vorschrift und 
vor allem mit dem Gesetzeszweck des besseren Opferschut-
zes vereinbar, eine schutzlose Lage dann anzunehmen, wenn 
zwar objektiv Schutzmöglichkeiten bestehen, das Opfer aber 
vom Täter darüber getäuscht wird oder diese Möglichkeiten 
selbst nicht erkennt.88 

Ebenso möglich wäre eine Lesart des § 177 Abs. 1 Nr. 3 
StGB, die ihn nicht in den Kontext mit den vorstehend aufge-
führten Nötigungsmitteln der Gewalt und Drohung stellt. 
Entsprechend der erwähnten Intention des Gesetzgebers, mit 
der Einfügung des § 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB auch Sachverhal-
te ohne Einsatz von Nötigungsmitteln zu erfassen, um Straf-
barkeitslücken zu schließen, ist die Rechtsprechung in der Tat 
anfänglich von einem weiten Nötigungsbegriff ausgegangen: 
„Nötigen bedeutet seinem Wortsinn nach einem anderen ein 
von ihm nicht gewolltes Verhalten aufzwingen, ihn gegen 
seinen Willen zu einem Tun, Dulden oder Unterlassen be-
stimmen“.89 Allerdings wurde diese Sichtweise recht bald 
wieder aufgegeben90 und im Sinne der „inneren Stimmigkeit“ 
des § 177 StGB91 das Erfordernis eines – auch vom Wortlaut 
nahegelegten („unter Ausnutzung einer Lage […] nötigt 
[…]“) – körperbezogenen Nötigungskontextes aufgestellt, 
was zu erheblichen Einschränkungen der Norm führte. 

                                                 
87 BGH NStZ 2012, 269, mit Verweis auf BGHSt 50, 362. 
Ebenso im Beispielsfall unter I. 3. BGH NStZ 2012, 467. Mit 
instruktiver Kritik an diesem Verständnis Maiwald, in: Heger/ 
Kelker/Schramm (Hrsg.), Festschrift für Kristian Kühl zum 
70. Geburtstag, 2014, S. 539 (545 ff.). 
88 Renzikowski (Fn. 13), § 177 Rn. 44; ders., NStZ 1999, 379. 
Ebenfalls in diese Richtung Wolters (Fn. 13), § 177 Rn. 19; 
Frommel (Fn. 13), Rn. 51; Eschelbach (Fn. 13), Rn. 24; 
Maiwald (Fn. 87), S. 548, 552; Sick (Fn. 9), Rn. 361 f. Dage-
gen Hörnle (Fn. 9 – Leipziger Kommentar), § 177 Rn. 104. 
89 BGHSt 45, 258. Bestätigt in BGH NStZ-RR 2003, 44; ein 
Verstoß gegen Art. 103 Abs. 2 GG ist darin nicht zu sehen, 
BVerfG NJW 2004, 3768 (3769 f.). Ebenso für ein solches 
Nötigungsverständnis Hörnle (Fn. 9 – Leipziger Kommen-
tar), § 177 Rn. 14 ff.; Ziegler (Fn. 13), § 177 Rn. 23. Dagegen 
Fischer, NStZ 2000, 142; ders. (Fn. 13), § 177 Rn. 36a ff.; 
Eisele (Fn. 13), § 177 Rn. 11; Renzikowski (Fn. 13), § 177 
Rn. 21 sowie ausführlich 47 ff. 
90 BGHSt 50, 365 f.: „Ausüben von Zwang“. 
91 BGHSt 51, 280 (285 f.): Beschränkung der qualifizierten 
Drohung in § 177 Abs. 1 Nr. 2 StGB auf Leib und Leben 
erfordere, Nachteile „nichtkörperlicher Art“ unberücksichtigt 
zu lassen. 
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c) Schließlich steht nicht der Wortlaut, sondern die Aus-
legung und Anwendung auch in den Fällen (unter I. 4. und 5.) 
im Vordergrund, in denen das Vorliegen einer Gewalthand-
lung oder einer qualifizierten Drohung im Sinne des § 177 
Abs. 1 Nr. 1, 2 StGB verneint wurde. Auch wenn es nach-
vollziehbar erscheint, dass die Rechtsprechung geneigt ist, 
§ 177 StGB angesichts seines Verbrechenscharakters tenden-
ziell eng auszulegen92, scheiterte es bei der Schließung von 
Schutzlücken jedenfalls nicht an der konkreten Norm, wenn 
sich beispielsweise die Auslegung der nötigenden „Gewalt“ 
im Sinne des § 177 Abs. 1 Nr. 1 StGB an § 240 StGB orien-
tierte.93 Ein zwingender Bedarf an neuen Vorschriften ist 
daher bei diesen Fallgruppen ebenfalls nicht gegeben. 

Als Ergebnis lässt sich festhalten: Die Straflosigkeit in 
den als Schutzlücke kritisierten Sachverhalten geht nicht 
zwingend auf das Gesetz an sich zurück, sondern hat ihren 
maßgeblichen Grund in dessen restriktiver Auslegung und 
Anwendung durch höchstrichterliche Instanzen sowie sich 
daran orientierende Fachgerichte und Staatsanwaltschaften.94 
Inzwischen scheint sich jedoch diese – nicht selten fragwür-
dige – Handhabung in der Strafjustiz so verfestigt zu haben, 
dass eine alsbaldige Änderung der gegenwärtigen Lage in 
Richtung eines umfassenderen Schutzes der sexuellen Selbst-
bestimmung nicht zu erwarten ist. Da es sich aus Gründen der 
Gewaltenteilung verbietet, der Judikative konkrete Vorgaben 
durch die Legislative in Sachen „zutreffender“ Gesetzesaus-
legung zu machen, kann der Gesetzgeber seiner Verpflich-
tung aus Art. 36 der Istanbul-Konvention, „nicht-einver-
ständliche sexuell bestimmte Handlungen mit einer anderen 
Person“ umfassend unter Strafe zu stellen, nur durch eine 
entsprechende Gesetzesänderung nachkommen. Unabhängig 
von dieser internationalen Verpflichtung sollten die aufge-
zeigten Schutzlücken jedoch auch mit Blick auf die grund-
rechtlich bedeutsamen Schutzpflichten des Staates geschlos-
sen werden. 

Dies gilt ebenfalls für die verbliebene „echte“ Schutzlü-
cke im deutschen Sexualstrafrecht: Die Überrumpelung des 
Betroffenen bzw. Ausnutzung des Überraschungsmoments 
stellen eindeutig strafwürdige Verhaltensweisen dar, die nicht 
nur einer Geschmacklosigkeit gleichkommen, über die man 
besser hinwegschaut. Vielmehr sollte beispielsweise der 
überraschende Griff unter den Rock einer Frau an ihre Ge-
schlechtsteile als ein erheblicher Eingriff in das Recht der 
sexuellen Selbstbestimmung bewertet werden95, denn der 
Körper des Einzelnen als höchstpersönliches Rechtsgut ist 
kein „Freiwild-Territorium“ zur Befriedigung sexueller 
„Jagdwünsche“, dessen man sich deshalb straflos bedienen 
kann, weil dem Betroffenen die situative Bildung und der 

                                                 
92 Vgl. auch Fischer (Fn. 13), § 177 Rn. 5a, der mit Verweis 
auf den Rechtsfolgenunterschied den systematischen Wider-
spruch zu § 240 (Abs. 4) StGB betont. 
93 So Hörnle (Fn. 9 – Leipziger Kommentar), § 177 Rn. 33; 
Renzikowski (Fn. 13), § 177 Rn. 23. 
94 So nachdrücklich Frommel, Festschrift Ostendorf (Fn. 54). 
Bejahend auch aus der Strafverfolgungssicht Eisenhuth 
(Fn. 53), S. 5. 
95 Ebenso Hörnle (Fn. 11), S. 18; ferner dies., ZIS 2015, 206. 

adäquate Ausdruck eines entgegenstehenden Willens aus 
zeitlicher Perspektive nicht möglich ist. Ebenso zu bedenken 
ist der Umstand, dass die Straflosigkeit solcher Übergriffe 
auch aus intrasystematischer Sicht zu Unstimmigkeiten führt: 
So sieht das Gesetz Zudringlichkeiten wie exhibitionistische 
Handlungen (§ 183 StGB), die Erregung öffentlichen Ärger-
nisses (§ 183a StGB) oder die beharrliche Zuwiderhandlung 
gegen das Prostitutionsverbot (§ 184e StGB) als strafwürdig 
an und pönalisiert damit den Zwang zur Wahrnehmung sexu-
eller Vorgänge, während hingegen unmittelbar gegen den 
Körper gerichtete sexuelle Übergriffe straflos bleiben, wenn 
das vorausgesetzte Nötigungselement fehlt.96 
 
2. Der entgegenstehende Wille als gesetzliches Tatbestands-
merkmal 

Steht die Notwendigkeit einer neuen Justierung der Sexualde-
likte im Grundsatz fest, so fragt sich gleichwohl, in welchem 
Umfang und vor allem mit welchem Regelungsmodell eine 
solche Reform vonstattengehen sollte. 

Vorweg abzulehnen sind zwei Möglichkeiten: Zum einen 
darf nicht bloß darauf abgestellt werden, dass der Sexualkon-
takt „gegen den Willen“ der Person stattfindet.97 Mit einem 
solchen Konzept würde die innere Einstellung des Betroffe-
nen zum Maßstab erklärt werden, die allerdings keinen Nie-
derschlag in der Außenwelt zu finden bräuchte. Abgesehen 
von erheblichen Problemen bei der retroperspektiven Bewer-
tung eines nicht kundgetanen entgegenstehenden Willens 
wäre es für die Beschuldigten in diesen Fällen zudem ein 
Leichtes, sich auf einen vorsatzausschließenden Tatbe-
standsirrtum zu berufen, da es äußerlich kein Anzeichen für 
den „wahren Willen“ gegeben habe.98 Es müssen daher im 
Mindestmaß objektivierbare Anhaltspunkte für die Beurtei-
lung der Freiwilligkeit des Sexualkontakts gegeben sein. Dies 
setzt voraus, dass ein kommunikativer Vorgang zwischen den 
Beteiligten stattfindet. 

Zum anderen sollte einer erteilten Zustimmung bereits 
tatbestandsausschließende Wirkung zukommen. Daher bietet 
sich eine Tatbestandsformulierung „mit Einwilligung“ nicht 
an, weil der Gesetzgeber dadurch nach überwiegender Auf-
fassung in Literatur und Rechtsprechung einen Rechtferti-

                                                 
96 Sick, JZ 1991, 334; Adelmann, Jura 2009, 26. Der systema-
tische Blick macht aber auch gleichzeitig deutlich, dass ein 
eigenständiger, als Vergehen ausgestalteter Tatbestand not-
wendig ist, der die Fälle des überraschenden sexuellen An-
griffs erfasst, denn bloße „Grapschereien“ ohne Penetration 
unter § 177 Abs. 1 StGB zu subsumieren (vgl. zu solchen 
Ansichten Fn. 13) bedeutete eine Einordnung der Tat als 
Verbrechen (!), was selbst im Falle der regelmäßigen An-
nahme eines minder schweren Falles dennoch ein unbefriedi-
gendes Ergebnis darstellte. 
97 So aber z.B. der Vorschlag aus dem Bundesrat v. 29.9. 
2014, BR-Drs. 422/1/14: „Wer eine andere Person gegen 
ihren Willen dazu bringt, […]“. Bereits mit dieser Formulie-
rung BT-Drs. 10/6137, S. 9, aus 1986 sowie BT-Drs. 11/ 
5153, S. 3 aus 1989, dazu ausführlich Sick (Fn. 9), S. 327 ff. 
98 Hörnle (Fn. 11), S. 15. 
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gungsgrund normieren würde.99 Damit wäre aber die wer-
tungsmäßig unsinnige Aussage verbunden, alle Sexualkon-
takte zwischen erwachsenen Menschen erfüllten per se einen 
Unrechtstatbestand, und erst auf der zweiten Stufe sei zu 
prüfen, ob im Einzelfall eine Rechtfertigung durch die erteilte 
Einwilligung erfolgen könne.100 Ferner ist bei Anwendung 
der Einwilligungsregeln zu beachten, dass Täuschungen 
grundsätzlich zur Unwirksamkeit der Einwilligung führen 
können, wobei im Einzelnen umstritten ist, welche Art der 
Täuschung einen wesentlichen Willensmangel zu begründen 
vermag (nur rechtsgutsbezogene Täuschungen101 oder dar-
über hinaus auch eine durch Täuschung veranlasste Fehlvor-
stellung102 oder gar schon jeder Motivirrtum103). Eine vorbe-
haltlose Übertragung der allgemeinen Einwilligungsregeln 
auf einen Sexualstraftatbestand würde daher, so Renzikowski, 
zu einem Wiederaufleben104 des Schutzes vor Täuschungen 
führen, den er im Sexualstrafrecht für überholt hält.105 

Demnach läuft die Suche auf eine tatbestandsausschlie-
ßende Formulierung hinaus, die einem Kommunikationsvor-
gang zugänglich ist. In diesem Sinne kommen bei einem 
Modell, das das strafbare Verhalten tatbestandlich als Miss-
achtung des entgegenstehenden Willens umschreibt, zwei 
Regelungsmöglichkeiten in Betracht. 
 
a) „Only yes means yes“ 

Kern dieses Modells, das in jüngerer Zeit Eingang in Verhal-
tenskodizes US-amerikanischer Universitäten gefunden 

                                                 
99 Vgl. nur BGHSt 16, 309; BGH NStZ 2004, 442; Jescheck/ 
Weigend, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 5. Aufl. 1996, S. 376; 
Lackner/Kühl (Fn. 84), Vor §§ 32 ff. Rn. 10; Lenckner/ 
Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schroeder (Fn. 13), Vor 
§§ 32 ff. Rn. 33. Anders Roxin, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 
Bd. 1, 4. Aufl. 2006, § 13 Rn. 12 ff., der die Einwilligung 
generell als tatbestandsausschließend ansieht. Ebenso 
Schlehofer, in: Joecks/Miebach (Hrsg.), Münchener Kom-
mentar zum Strafgesetzbuch, Bd. 1, 2. Aufl. 2011, Vor §§ 32 ff 
Rn. 126 ff. 
100 Eisele (Fn. 32), S. 7; Hörnle (Fn. 11), S. 16. 
101 Lenckner/Sternberg-Lieben (Fn. 99), Vor §§ 32 ff. Rn. 46. 
102 Rönnau, Willensmängel bei der Einwilligung im Straf-
recht, 2001, S. 410 ff. 
103 Baumann/Weber/Mitsch, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 
11. Aufl. 2003, § 17 Rn. 109 ff. 
104 Im Zuge der Modernisierung und Entkriminalisierung des 
Sexualstrafrechts wurde 1969 die Regelung des § 179 StGB 
a.F. als eine solche täuschungsschützende Vorschrift abge-
schafft, wonach zu bestrafen war, wer „eine Frauensperson 
zur Gestattung des Beischlafs dadurch verleitet, daß er eine 
Trauung vorspiegelt, oder einen anderen Irrtum in ihr erregt 
oder benutzt, in welchem sie den Beischlaf für einen eheli-
chen hielt“. 
105 Renzikowski (Fn. 10), S. 11 f. Ebenso ablehnend Fischer, 
Interview in Legal Tribune Online v. 19.8.2014: 
http://www.lto.de/recht/hintergruende/h/interview-bgh-fische
r-frommel-sexualstrafrecht/ (28.2.2015). Hingegen für eine 
Einbeziehung von rechtsgutsbezogenen Täuschungen Eisele 
(Fn. 32), S. 9, 11. 

hat106, ist die (vorherige) positive Erteilung der Zustimmung 
zum Sexualkontakt. Auch hier stehen zwei Formulierungs-
möglichkeiten zur dogmatischen Umsetzung zur Verfügung: 
Einerseits könnte das betreffende Merkmal – in Anlehnung 
an den Wortlaut des Art. 36 der Istanbul-Konvention: „non-
consensual“ bzw. „consent must be given“ – mit „ohne Ein-
verständnis“ umschrieben werden.107 Dadurch knüpfte man 
begrifflich an die Kategorie des tatbestandsausschließenden 
Einverständnisses108 an. Andererseits wäre es auch möglich, 
die Formulierung „ohne Zustimmung“ zu wählen, um die 
dogmatische Bezugnahme auf das althergebrachte Einver-
ständnis zu vermeiden und sich den Weg zu einer entspre-
chenden (teilweisen) Anwendung der allgemeinen Einwilli-
gungsregeln zu ebnen109, ohne sich gleichzeitig auf eine Ka-
tegorisierung als Rechtfertigungsgrund festzulegen. Ange-
sichts der vergleichsweise wenig erschlossenen Rechtsfigur 
des Einverständnisses110 erscheint die zweite Option vor-
zugswürdig. 

Der herausragende Vorteil des „Nur ein Ja ist ein Ja“-
Modells besteht ohne Zweifel darin, dass es – jedenfalls tat-
bestandlich111 – einen sehr umfassenden Schutz der sexuellen 

                                                 
106 Vgl. State of California, Senate Bill No. 967: Einführung 
von Section 67386 Education Code („relating to student safe-
ty“), online abrufbar unter: 
https://leginfo.legislature.ca.gov/faces/billNavClient.xhtml?bi
ll_id=201320140SB967 (28.2.2015). 
Als leitende Verhaltensnorm wird dort aufgestellt: „An af-
firmative consent standard in the determination of whether 
consent was given by both parties to sexual activity. ‚Affirm-
ative consent‘ means affirmative, conscious, and voluntary 
agreement to engage in sexual activity. It is the responsibility 
of each person involved in the sexual activity to ensure that 
he or she has the affirmative consent of the other or others to 
engage in the sexual activity. Lack of protest or resistance 
does not mean consent, nor does silence mean consent. Af-
firmative consent must be ongoing throughout a sexual ac-
tivity and can be revoked at any time. The existence of a 
dating relationship between the persons involved, or the fact 
of past sexual relations between them, should never by itself 
be assumed to be an indicator of consent.“ (Hervorhebungen 
durch Verf.) Siehe zum Ganzen: http://www.taz.de/!146940/. 
107 So auch der Vorschlag des Deutschen Juristinnenbundes 
(DJB), Stellungnahme v. 25.7.2014 zum Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Strafgesetzbuches – Umsetzung 
europäischer Vorgaben zum Sexualstrafrecht des Bundesmi-
nisteriums der Justiz und für Verbraucherschutz, S. 4. 
108 Dazu Wessels/Beulke/Satzger, Strafrecht, Allgemeiner 
Teil, 44. Aufl. 2014, Rn. 366 ff. 
109 Zur Möglichkeit der Übertragung der Einwilligungsregeln 
auf das tatbestandsausschließende Einverständnis (z.B. bei 
§ 266 StGB) siehe BGH NStZ 1997, 124; Eisele, Strafrecht, 
Besonderer Teil, Bd. 2, 2. Aufl. 2012, Rn. 865. 
110 Hörnle (Fn. 11), S. 14. 
111 Anders womöglich in der Praxis, wenn ein solches Kon-
zept aufgrund der Beweisschwierigkeiten die an es gestellten 
Erwartungen nicht zu erfüllen vermag, dazu Hörnle, ZIS 
2015, 206 sowie unten IV. 2. b) bb). 
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Selbstbestimmung gewährleistet. Sämtliche Fälle, die als 
Schutzlücken beklagt werden, wären von diesem Modell als 
Unrecht erfasst. Allerdings darf sich die Zweckmäßigkeit 
einer Strafnorm selbstredend nicht an ihrem umgreifenden 
Eingreifen messen (ultima ratio-Prinzip, materielles Schuld-
prinzip), sondern maßgeblich daran, inwiefern sie ausschließ-
lich strafwürdige Sachverhalte pönalisiert und nicht darüber 
hinaus in den Freiheitsraum des Einzelnen in der Weise ein-
greift, dass auch sozialadäquate Verhaltensweisen in die 
Nähe einer Strafandrohung gerückt werden. Diese Frage 
hängt wiederum mit der Problematik zusammen, welche 
Verhaltensmaxime die jeweilige Strafvorschrift aufstellt. 

Wenn die ausdrückliche oder konkludente Zustimmung 
des Gegenübers zur Voraussetzung eines straflosen Sexual-
kontakts gemacht wird, so steckt darin die Aufforderung, die 
sexuelle Selbstbestimmung des Anderen als voraussetzungs-
los geschütztes Rechtsgut anzusehen und daher von allen 
sexuellen Handlungen – auch ohne Einsatz von Gewalt oder 
Drohung – von vornherein abzusehen, die nicht von der vor-
her erteilten Zustimmung des höchstpersönlich Betroffenen 
gedeckt sind. An sich ist gegen eine solche maximale Rück-
sichtnahme auf die Sexualität anderer nichts einzuwenden; 
allerdings dürfte sich die praktische Handhabe dieser Hand-
lungsmaxime als schwierig erweisen. Denn sexuelle Interak-
tion ist ihrer Natur nach weniger von Formalität als von 
Spontanität und situativer Abwechslung geprägt. Wenn nun 
jeder Abfolge von unterschiedlichen Formen des sexuellen 
Körperkontakts in einem zusammenhängenden, nötigungs-
freien Gesamtgeschehen (vom ersten Kuss bis zum Abschluss 
des sexuellen Verkehrs) jeweils eine Zustimmung vorausge-
hen müsste, wäre dies eine lebensfremde Anforderung an die 
menschliche Sexualität. Dies gilt selbst dann, wenn statt einer 
ausdrücklichen auch eine konkludente Zustimmung als aus-
reichend betrachtet wird, die sich dem – ggf. aufmerksam zu 
beobachtenden – Gesamtkontext der sexuellen Interaktion 
entnehmen lässt. Auch mit einer solchen Entschärfung bleibt 
es fraglich, ob diese „hohen Anforderungen an Geistesge-
genwärtigkeit und Selbstkontrolle den spezifischen Bedin-
gungen befriedigender sexueller Begegnungen gerecht wer-
den“ können.112 
 
b) „Only no means no“ 

Der Schutz der sexuellen Selbstbestimmung des Einzelnen 
vor aufgedrängten Sexualkontakten lässt sich konstruktiv 
nicht allein durch eine fehlende positive Zustimmung, son-
dern ebenso durch ein Handeln gegen den erklärten Wider-
willen des Betroffenen darstellen. Dieses „Nur ein Nein ist 
ein Nein“-Modell erlaubt mehr Spielraum in sexuellen Inter-
aktionen als das Alternativkonzept: Hier wird für die Sexual-
partner keine stetige Aufmerksamkeit hinsichtlich des Beste-
hens bzw. der Fortdauer des Einverständnisses abverlangt, 
die u.U. eine „lustkillende“ Bewertung subtiler Formen von 
Körpersignalen einschließen kann. Vielmehr sieht sich der 
Übergreifende – im Idealfall – mit einer für ihn wahrnehmba-
ren und eindeutigen Ablehnung („rote Linie“) konfrontiert, 

                                                 
112 Hörnle (Fn. 11), S. 17. Ebenso ablehnend Eisele (Fn. 32), 
S. 8. 

die er dann nur bei Strafe ignorieren kann. Einer weiterge-
henden Gegenwehr des Betroffenen, insbesondere eines kör-
perlichen Widerstands, bedarf es ebenso wenig wie des Be-
stehens einer schutzlosen Lage, die von einer solchen Wider-
standsleistung absehen lässt. Allerdings setzt auch dieses 
Modell eine erhöhte Wachsamkeit in der sexuellen Interakti-
on voraus, die sich aber im Unterschied zum vorgestellten 
Alternativmodell nur auf das Fehlen eines Einverständnisses 
bezieht, was – bei Sachverhalten ohne Einsatz von Nöti-
gungsmitteln – merklich weniger an Anspannung der Wahr-
nehmung beanspruchen sollte als beim „Nur ein Ja ist ein 
Ja“-Modell. Eine solchermaßen konstituierte erhöhte Rück-
sichtnahme auf die Sexualität anderer stellt eine konsequente 
und begrüßenswerte Folge einer Grundsatzentscheidung dar, 
bestimmte nötigungsfreie, aber gleichwohl strafwürdige Ver-
haltensweisen unter Strafe zu stellen. 

aa) Die nähere Betrachtung bringt aber auch bei diesem 
Modell grundlegende Schwierigkeiten zum Vorschein. So 
können zum einen neben dem Idealfall einer ausdrücklich 
erklärten Ablehnung auch konkludente, u.U. ambivalente 
Verhaltensweisen im Raum stehen, die einer Bewertung als 
Ausdruck des Widerwillens bedürften. Zum anderen bleibt 
bei dieser Konzeption – das ist der entscheidende Kritikpunkt 
– der angestrebte Ausbau des Schutzes der sexuellen Selbst-
bestimmung insofern unvollständig, als einige strafwürdige 
Sachverhalte weiterhin straflos bleiben. Konkret geht es da-
bei einerseits um die Überrumpelungsfälle, bei denen die 
Kundgabe eines entgegenstehenden Willens begrifflich nicht 
möglich ist. Andererseits kann es an ausdrücklicher wie auch 
konkludenter Ablehnung fehlen, wenn beispielsweise in 
Gewaltbeziehungen (Beispielsfall unter I. 3.) oder bei anfäng-
lich brutalem Gewalteinsatz (Beispielsfall unter I. 2.) das 
Opfer resigniert und sich dem Willen des Täters ohne weite-
res beugt. 

Zur Vermeidung solcher Schutzlücken bei einem „Only 
no means no“-Modell eignet sich zwar ein auffangendes 
Merkmal wie die von Hörnle vorgeschlagene Tatvariante 
„oder unter Umständen, in denen die fehlende Zustimmung 
offensichtlich ist“. Allerdings führt eine solche Konstruktio-
nen zu dogmatischen Sonderwegen im subjektiven Tatbe-
stand, die sich in der Stellung der Offensichtlichkeit der feh-
lenden Zustimmung zeigen. Es fragt sich nämlich, worauf 
sich der Vorsatz des Täters bei solchen Sachverhalten bezie-
hen muss. Der Begriff „offensichtlich“ kommt im Strafge-
setzbuch an keiner Stelle als Tatbestandsmerkmal vor.113 Er 
ist nicht deskriptiver, sondern normativer Natur. Der Vorsatz 
des Täters muss sich demnach nicht auf die Offensichtlich-
keit als solche, sondern auf die fraglichen Umstände bezie-
hen: „Ihre Bewertung als Indiz für eine offensichtlich fehlen-
de Zustimmung muss er nicht selbst nachvollziehen. Viel-
mehr handelt es sich dann strafrechtsdogmatisch um einen 
unbeachtlichen Subsumtionsirrtum, der allenfalls einen ver-
meidbaren Verbotsirrtum (§ 17 StGB) nach sich zieht. 
Dadurch wird aber die Dogmatik des subjektiven Tatbestands 

                                                 
113 Bei § 326 Abs. 6 StGB handelt es sich insoweit um einen 
Strafausschließungsgrund vgl. Heine/Hecker, in: Schönke/ 
Schröder (Fn. 13), § 326 Rn. 17. 
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verändert. Grobe Fahrlässigkeit und Unvernunft wird zu 
bedingtem Vorsatz umdeklariert.“114 

bb) Darüber hinaus wohnt dem „Nur ein Nein ist ein 
Nein“-Modell – ähnlich wie beim „Nur ein Ja ist ein Ja“-
Modell – ein konstruktives Beweisproblem inne. Bekanntlich 
gestaltet sich die Beweislage bei Sexualdelikten seit jeher 
schwierig, weil in der Regel Aussage gegen Aussage steht.115 
Doch die Befürchtung lautet, mit dem Verzicht auf den Ein-
satz von Nötigungsmitteln könnten sich die forensischen 
Probleme bei der retroperspektiven Bewertung der Tatsituati-
on potenzieren, da es dann nur auf die (sogar nur konkludent 
mögliche) Kundgabe des (Wider-)Willens ankomme.116 Dem 
ist zunächst entgegenzuhalten, dass auch gegenwärtig nicht 
bei allen Nötigungsvarianten des § 177 StGB materiell-
objektivierbare Anknüpfungspunkte für den entgegenstehen-
den Willen des Betroffenen existieren müssen.117 Am ehesten 
ist das denkbar beim Gewalteinsatz, wenn sich die Folgen am 
Körper gerichtsverwertbar feststellen lassen; nicht selten fehlt 
es aber an solchen Beweisen im Prozess, so dass es dann auf 
die Bewertung der Aussagen über die Gewaltanwendung 
ankommt. Bei der schutzlosen Lage nach § 177 Abs. 1 Nr. 3 
StGB ist deren nötigende Wirkung schon etwas nicht „Fass-
bares“, jedoch immerhin ein objektivierbares Indiz für die 
empirisch gestützte Annahme einer Zwangslage. Bei der 
gegenwärtigen Drohung mit Leib und Leben hat man demge-
genüber regelmäßig allein auf die Glaubhaftigkeit der belas-
tenden Aussage abzustellen. 

Letztlich gilt für den Nachweis des bestehenden oder feh-
lenden Willens zum Sexualkontakt nichts anderes als für die 
Feststellung anderer Willenslagen wie Vorsatz, Absicht etc.: 
Als Zuschreibungen lassen sie sich im Prozess nur aus den 
äußeren Umständen des rekonstruierten Geschehens ableiten, 
so dass etwa die Behauptung eines zum Tatzeitpunkt entge-
genstehenden Willens nichts weiter als ein Indiz darstellt, das 
sich – unter Beachtung des Zweifelsgrundsatzes118 – mit 
übrigen Erkenntnissen zur Überzeugung des Gerichts decken 
muss.119 Unüberwindbare Beweisschwierigkeiten, die mit der 
Einbeziehung auch nötigungsfreier Verhaltensweisen einher-
gehen und die Norm praktisch unanwendbar machen, sind 
nicht zu befürchten.120 

Und dennoch sollte der Hinweis auf zunehmende Beweis-
schwierigkeiten in der Praxis nicht bagatellisiert werden. 

                                                 
114 Renzikowski (Fn. 10), S. 13. Mit gleichlautender Kritik 
ebenfalls ablehnend Frommel, Festschrift Ostendorf (Fn. 54).  
115 Siehe zur Beweiswürdigung in diesen Konstellationen 
BGHSt 44, 158 f.; BGH NStZ 2000, 496; BGH NStZ-RR 
2003, 304. 
116 Fischer (Fn. 5), S. 12 ff.; Eisenhuth (Fn. 53), S. 2 f.;   
Cirullies (Fn. 53), S. 2 f. 
117 Eisenhuth (Fn. 53), S. 2 f. 
118 Zur tatgerichtlichen Anwendung des Zweifelsgrundsatzes 
bei Sexualdelikten siehe BGH NStZ 2012, 172. 
119 Renzikowski (Fn. 10), S. 13, ferner BGH NJW 1991, 2094. 
Zu den „Exkulpationsstrategien“ des Angeklagten siehe  
Renzikowski (Fn. 13), Rn. 60 f. 
120 Hörnle, ZIS 2015, 206. So auch Fischer (Fn. 5), S. 16 f., 
der freilich die „erhöhte Gewähr der Richtigkeit“ anzweifelt. 

Abgesehen davon, dass es in der Tat äußerst schwierig wer-
den dürfte, ambivalente, von subtilen Formen von Gestik und 
Mimik beherrschte Verhaltensweisen („schüchternes Lä-
cheln“) nach Monaten oder Jahren121 als Zustimmung (zu 
welcher Handlung?) bzw. Ablehnung (ab welchem Zeit-
punkt?) zu qualifizieren122, wird die Schaffung erweiterter 
Straftatbestände gerade im Bereich des Sexualstrafrechts 
naheliegender Weise eine Zunahme der Strafanzeigen zur 
Folge haben. Insofern wird bereits ein Anfangsverdacht zu 
bejahen sein, wenn der Sexualkontakt feststeht und der Be-
troffene das Fehlen der Zustimmung bzw. die Kundgabe des 
entgegenstehenden Willens behauptet, da es eines darüber 
hinaus hinausgehenden Anknüpfungspunktes nicht bedarf. 
Allerdings ist nicht zu erwarten, dass dadurch die Zahl der 
Verurteilungen wegen Missachtung der sexuellen Selbstbe-
stimmung steigt. Vielmehr liegt es nicht fern, dass die er-
wähnten Beweisschwierigkeiten und die zweifelhaften Mo-
tivlagen (z.B. Rache nach zerrüttetem Ende einer Beziehung; 
Druckmittel in familien- und sorgerechtlichen Streitigkeiten 
etc.)123 unter konsequenter Anwendung des Zweifelsgrund-
satzes zu Verfahrenseinstellungen bzw. Freisprüchen füh-
ren.124 Dies würde zwangsläufig die (hohen) Erwartungen an 
den besseren Schutz der sexuellen Selbstbestimmung durch 
die neuen Tatbestände nachhaltig enttäuschen. 

Schließlich darf im Kontext der Beweisführung nicht un-
berücksichtigt bleiben, dass die den beiden Modellen imma-
nente stärkere Fokussierung auf den Willen des Betroffenen 
noch mehr als bisher dazu führte, den Blick im Prozess auf 
das Opferverhalten zu richten: Das sexuelle Vorleben, der 
„verführerische“ Blick vor der Tat, der „aufreißerische“ Aus-
schnitt usw. könnten durchaus beständige Teile einer Kon-
fliktverteidigung sein, die darauf abzielt, den sexuellen Über-
griff als gewollt oder gar provoziert darzustellen, was die 
sekundäre Traumatisierung von Opfern vor Gericht verstärk-
te.125 
 
c) Positive Normierung des unfreiwilligen Sexualkontakts 

Die Suche nach einem Modell, das das strafbare Verhalten 
tatbestandlich als Missachtung des entgegenstehenden Wil-
lens umschreibt, hat gezeigt, dass sowohl das „Nur ein Ja ist 
ein Ja“-Modell als auch das „Nur ein Nein ist ein Nein“-

                                                 
121 Vgl. zur langen Dauer der Verjährung § 78b Abs. 1 Nr. 1 
StGB, der ein Ruhen der Verjährung bis zur Vollendung des 
30. Lebensjahres des Opfers anordnet. 
122 In diesem Zusammenhang ist vor allem zu bedenken, dass 
menschlichen Aussagen über vergangene Geschehnisse per 
se einer Vielzahl von Störfaktoren ausgesetzt sind, die gerade 
mit zunehmendem zeitlichem Abstand zur Tat an Bedeutung 
gewinnen, vgl. dazu Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Spe-
zialkommentar, 9. Aufl. 2015, Rn. 1363 ff. 
123 Vgl. Eschelbach (Fn. 13), § 177 Rn. 8. 
124 Cirullies (Fn. 53), S. 3; Eisenhuth (Fn. 53), S. 3; Fischer 
(Fn. 5), S. 17; Eisele (Fn. 32), S. 9. Umgekehrt besteht selbst-
redend auch die Gefahr, dass es verstärkt zu Falschverdächti-
gungen kommt, die belastende Ermittlungsverfahren oder gar 
Fehlurteile nach sich ziehen können.  
125 Eisenhuth (Fn. 53), S. 4. 
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Modell kriminalpolitisch und dogmatisch gangbare Wege 
darstellen, die ihre Vorbilder in anderen Ländern haben. Sie 
sind gleichwohl aufgrund der dadurch aufgestellten Verhal-
tensmaximen, der möglicherweise zu unklaren Bestim-
mungskriterien hinsichtlich der Zustimmung bzw. des entge-
genstehenden Willens und der damit einhergehenden Gefahr 
einer Einbeziehung auch sozialadäquater Verhaltensweisen 
ernst zu nehmenden Vorbehalten ausgesetzt.126 Vor diesem 
Hintergrund bietet sich eine „evolutionäre Fortschreibung“ 
der geltenden Regelungssystematik an: Wenn es bei der Kon-
formität des deutschen Sexualstrafrechts mit den internatio-
nalen Vorgaben im Kern darum geht, den nicht-
einvernehmlichen Charakter des Sexualkontakts als unfrei-
willige Beteiligung am Geschehen zu umschreiben, so kann – 
der Konzeption von Eisele folgend – unterhalb des § 177 
StGB ein weiterer subsidiärer Tatbestand des Missbrauchs 
geschaffen werden, in dem der Gesetzgeber Umstände positiv 
normiert127, die jenseits des Einsatzes von Nötigungsmitteln 
die sexuelle Selbstbestimmung in strafwürdiger Weise verlet-
zen. 

Auf eine solche Zweiteilung im Wege der Ergänzung des 
Nötigungskonzepts in § 177 StGB um einen eigenständigen 
Tatbestand sollte unter keinen Umständen verzichtet werden. 
Zum einen ist es verfehlt, das bloße Handeln gegen den Wil-
len des Opfers in irgendeiner Form als Nötigung anzuse-
hen.128 Denn „Nötigen ist das Beugen eines dem Ansinnen 
des Täters entgegen stehenden Willens durch Ausüben von 
Zwang.“129 Fehlen erzwingende Umstände wie Gewaltan-
wendung oder qualifizierte Drohung, so sind die darüber 
hinaus vorliegenden strafwürdigen Faktoren, die die Freiwil-

                                                 
126 Aus Raumgründen kann vorliegend nicht auf die dogma-
tisch-systematischen Folgen der Implementierung eines sol-
chen weiten Tatbestands auf den gesamten 13. Abschnitts des 
Strafgesetzbuchs eingegangen werden, dazu Hörnle (Fn. 11), 
S. 22 f.; Renzikowski (Fn. 10), S. 14. Fest steht jedenfalls, 
dass es mit lediglich punktuellen Änderungen nicht sein Be-
wenden haben kann, sondern ein neues Gesamtkonzept ein-
schließlich harmonisierter Strafrahmen unumgänglich ist. 
Siehe zu einer solchen grundlegenden Neukonzeption des 13. 
Abschnitts den DJB-„Diskussionsentwurf für eine große 
Reform des Sexualstrafrechts“ (Fn. 107), S. 4 ff. 
127 Art. 36 der Istanbul-Konvention ist nicht zu entnehmen, 
dass er zwingend eine Regelung erfordert, die tatbestandlich 
die Missachtung des entgegenstehenden Opferwillens erfasst, 
insbesondere nicht mit dem Merkmal „ohne Einverständnis“, 
zutreffend Blume/Wegner, HRRS 2014, 358; Eisele (Fn. 32), 
S. 11. Insofern gewährt die Konvention den Vertragsparteien 
einen Handlungsfreiraum „über die genaue Formulierung in 
der Gesetzgebung sowie über die Faktoren […], die eine freie 
Zustimmung ausschließen“, Europarat, CETS No. 210 
v. 11.5.2011, Erläuterungen zur Konvention Nr. 193. 
128 So aber BGHSt 45, 258. Vgl. ferner Fn. 89. Zu den damit 
verbundenen systematischen Friktionen Fischer (Fn. 13), 
§ 177 Rn. 39; ders. (Fn. 5), S. 4. 
129 BGHSt 50, 365 f. unter Aufgabe der früheren Rechtspre-
chung in Fn. 128. Ebenso Folkers, NStZ 2005, 182; Fischer, 
ZStW 112 (2000), 84. 

ligkeit ausschließen, qualitativ anderer Natur und bedürfen 
einer gesonderten Regelung, um deren eigenständiges Un-
recht zu erfassen. Zum anderen ist zu befürchten, dass die 
gemeinsame Regelung nötigender und nicht-nötigender Ver-
haltensweisen in demselben Tatbestand dazu führen könnte, 
auch bei nicht-nötigenden Merkmalen einen nötigenden Zu-
sammenhang zu verlangen, wie dies bei § 177 Abs. 1 Nr. 3 
StGB der Fall war.130 

Was nun die Formulierung einzelner Merkmale zur Be-
schreibung der Fälle der Unfreiwilligkeit angeht, so besteht 
die Herausforderung darin, die vorhandenen Schutzlücken zu 
schließen, ohne gleichzeitig sozialadäquate Verhaltensweisen 
einschließlich eines zumutbaren „Nein“-Sagens zu sexuellen 
Aufforderungen zu pönalisieren. Dabei ist besonders darauf 
zu achten, dass die jeweiligen Unrechtsbeschreibungen mög-
lichst objektivierbar sind, damit dem Beweis leichter zugäng-
liche Anknüpfungspunkte im Prozess bestehen. Hinsichtlich 
der Überrumpelungsfälle lässt sich dies mit der „Unmöglich-
keit der Widerstandsleistung“ (Variante 1 bei Eisele) errei-
chen, wovon aber auch die Fälle einer Täuschung umfasst 
wären; diesbezüglich sollten, wenn überhaupt, nur rechts-
gutsbezogene Täuschungen berücksichtigt werden. In Bezug 
auf das Klima der (erwarteten) Gewalt in Beziehungen bzw. 
bei Geschehnissen unmittelbar vor der Tat (soweit sie nicht 
von § 177 Abs. 1 Nr. 2 StGB erfasst sind), den fehlenden 
Finalzusammenhang, die Drohung mit einem empfindlichen 
Übel sowie die Gewaltanwendung unterhalb der Gewalt im 
Sinne des § 177 Abs. 1 Nr. 1 StGB eignet sich ferner das 
Merkmal des „erheblichen Nachteils“, das dem Opfer objek-
tiv droht (Variante 2 bei Eisele). Das Kriterium der Erheb-
lichkeit sollte hier als Korrektiv zur Ausscheidung von Baga-
tellfällen einschließlich einer zumutbaren Zurückweisung des 
sexuellen Ansinnens131 fungieren; als Leitbild schlägt Eisele 
den Maßstab des empfindlichen Übels nach den für § 240 
StGB entwickelten Grundsätzen vor.132 

Teilweise problematisch erscheint hingegen die dritte von 
Eisele vorgeschlagene Variante des vom Opfer „befürchte-
ten“ erheblichen Nachteils. Dieses Merkmal kann nur dann 
einschlägig sein, wenn ein erheblicher Nachteil im Sinne der 
zweiten Variante objektiv nicht droht, aber gleichwohl das 
Opfer einen solchen annimmt und seine Befürchtung darauf 
beruht. Die entsprechende Fehlvorstellung lässt sich wiede-
rum maßgeblich auf zwei Umstände zurückführen: Einerseits 
kann der Täter erfolgreich vorgeben, für einen erheblichen 
Nachteil zu Lasten des Opfers sorgen zu können, ohne dass 
ihm die Möglichkeit hierzu gegeben ist. In diesem Punkt 
besteht an der Strafwürdigkeit des Verhaltens kein Zwei-
fel.133 Andererseits ist es ebenso möglich, dass die Befürch-

                                                 
130 Eisele (Fn. 32), S. 4, 11. Siehe auch oben IV. 1. b). 
131 Vgl. dazu Renzikowski/Sick, NStZ 2013, 469. 
132 Eisele (Fn. 32), S. 12. 
133 Insofern besteht hier eine Parallele zu § 240 Abs. 1 StGB, 
bei dem die Drohung sich nicht auf ein Übel zu beziehen 
braucht, das tatsächlich in Händen des Täters ist, vgl. BGHSt 
23, 295 f.; Fischer (Fn. 13), § 177 Rn. 15; Renzikowski 
(Fn. 13), § 177 Rn. 37; Lackner/Kühl (Fn. 84), § 240 Rn. 12; 
Valerius, in: v. Heintschel-Heinegg (Fn. 13), Stand: 10.11. 
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tung des Opfers über das Bestehen eines erheblichen Nach-
teils nicht durch den Täter hervorgerufen wurde, sondern 
ihren Ursprung in einer Verkennung der Situation durch das 
Opfer hat: So könnte dieses z.B. irrtümlich davon ausgehen, 
dass alternative Verhaltensweisen oder hilfsbereite Dritte zur 
Abwendung des erheblichen Nachteils nicht zur Verfügung 
stehen. Sind dem Täter diese Umstände der Fehlvorstellung 
bekannt (überlegenes Täterwissen), lässt sich sein Verhalten 
ebenfalls als strafwürdig ansehen.134 Ausgeschlossen ist es 
aber nicht, dass die Befürchtung des Opfers in manchen Fäl-
len auf dessen (situativen) irrationalen Erwägungen und Wer-
tungen basiert, zu denen der Täter keinen Anlass gegeben hat. 
Hier besteht in der Tat die Gefahr, dass der Täter, der sich in 
einem nötigungsfreien Kontext bewegt, einer recht diffusen 
und nicht vorhersehbaren Situation ausgesetzt ist, die ihm 
eine rechtskonforme Orientierung erschwert.135 Daher sollte, 
um den erheblichen Nachteil nicht vollständig in die Sphäre 
bzw. zur alleinigen Disposition des Opfers zu stellen, die 
subjektive Sicht auf das Geschehen vom psychologisch 
schwer fassbaren Begriff der Befürchtung losgelöst und auf 
eine möglichst empirisch gestützte, objektivierbare Grundla-
ge gestellt werden, die sich freilich weiterhin an den konkre-
ten Gegebenheiten des Einzelfalles aus der Opferperspektive 
orientiert. Alternativ empfiehlt sich die Formulierung „oder 
das Opfer von einem erheblichen Nachteil berechtigt136 aus-
geht“. 

Der Vorteil des hier verfochtenen Regelungskonzepts ge-
genüber den beiden Alternativmodellen besteht nicht in erster 
Linie darin, dass es die erwarteten Beweisprobleme oder die 
bedenklichen Berührungspunkte mit sozialadäquaten sexuel-
len Interaktionen weitgehend oder gar gänzlich vermeidet. 
Fällt eine Grundsatzentscheidung zu Gunsten einer Erweite-
rung der Reichweite der Sexualdelikte durch Ergänzung des 
bestehenden Nötigungskonzepts um nötigungsfreie Verhal-
tensweisen, so gehen damit zunehmende Unschärfen bei der 
forensischen Rekonstruktion des Geschehens genauso un-
vermeidbar einher wie die Nähe zum Grenzbereich zwischen 
dem noch tolerierten und dem bereits strafbaren Sexualver-
halten. Das Eine wird ohne das Andere nicht zu haben sein, 
einerlei welche Regelungstechnik sich letztlich durchsetzt. 

                                                                                    
2014, § 240 Rn. 35; Eser/Eisele (Fn. 13), Vor §§ 234-241a 
Rn. 31. 
134 So auch Maiwald (Fn. 87), S. 546. 
135 Ähnlich Fischer (Fn. 13), § 177 Rn. 28a, bezüglich des 
Merkmals der schutzlosen Lage bei § 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB. 
Denkbar ist ferner die Konstellation, in der die Befürchtung 
des Opfers als eine subjektive Empfindung nicht nach außen 
dringt und auch sonst keine objektivierbaren Anknüpfungs-
punkte für diese Annahme bestehen. In solchen Fällen wird 
es freilich in aller Regel am entsprechenden Vorsatz des 
Täters fehlen, so dass eine unangemessene Ausweitung der 
Strafbarkeit nicht naheliegt. 
136 Dieses Korrektivmerkmal dient der umfassenden Ge-
samtwürdigung des Sachverhaltes, ohne dass es allerdings 
dahingehend zu verstehen ist, dass beispielsweise vermeidba-
re Irrtümer auf Seiten des Betroffenen stets tatbestandsaus-
schließend wirken. 

Vorzugwürdig ist das vorliegend favorisierte Modell aber 
deshalb, weil es zur Beschreibung der Unfreiwilligkeit des 
Sexualkontakts objektivierbare Momente und Korrektiv-
merkmale enthält wie z.B. das objektive Vorliegen eines 
Nachteils an sich und zusätzlich dessen Erheblichkeit, ferner 
das „berechtigte” Ausgehen von einem erheblichen Nachteil, 
so dass irrationale Vorstellungen des Opfers dem Täter in 
einem nötigungsfreien Umfeld nicht zur Last fallen. An sol-
chen beweisrelevanten Anknüpfungspunkten fehlt es in den 
beiden anderen Modellen, die sich allein auf den Betroffenen 
fixieren und dessen Zustimmung bzw. Widerwillen zum 
Bezugspunkt der Norm erklären. 
 
V. Ausblick 
Der gegenwärtige Stand des deutschen Sexualstrafrechts 
weist Lücken beim Schutz der sexuellen Selbstbestimmung 
auf, die weder mit den grundrechtlichen Schutzpflichten des 
Staates noch mit internationalen Vorgaben in Einklang zu 
bringen sind. Entgegen der auf den ersten Blick naheliegen-
den Erwartung ist dieser Zustand aber hauptsächlich nicht auf 
die geltenden Vorschriften an sich zurückzuführen, sondern 
auf deren restriktive Auslegung und Anwendung in der Pra-
xis, die nicht zwingend erscheint und teilweise fragwürdige 
Ausmaße annimmt. Wie die vorliegende Untersuchung ge-
zeigt hat, erzwingt die zumindest durch Art. 36 der Istanbul-
Konvention unumgänglich gewordene Abhilfe keine umwäl-
zenden Änderungen in der Systematik der Sexualdelikte, 
auch wenn dies selbstredend möglich ist, etwa durch Imple-
mentierung eines „Nur ein Ja ist ein Ja“- oder „Nur ein Nein 
ist ein Nein“-Modells. Eine solche tatbestandliche Auswei-
tung müsste allerdings teuer erkauft werden, z.B. durch Auf-
stellung lebensfremder Verhaltensmaximen zur menschlichen 
Sexualität oder Beschreiten von Sonderwegen im subjektiven 
Tatbestand. Daher sollte einer evolutionären Fortschreibung 
des bisherigen Regelungsansatzes der Vorzug gewährt wer-
den; in diesem Sinne ist die Einführung eines zu § 177 StGB 
subsidiären, eigenständigen Tatbestands zu empfehlen, der 
im Gegensatz zu beiden anderen erwähnten Modellen nicht 
den entgegenstehenden Willen des Betroffenen in den Vor-
dergrund stellt, sondern strafwürdige Verhaltensweisen posi-
tiv normiert, die die unfreiwillige Beteiligung am Sexualkon-
takt beschreiben. Die hierdurch bewirkte erhöhte Rücksicht-
nahme auf die Sexualität anderer stellt eine konsequente und 
begrüßenswerte Folge einer Wertentscheidung dar, mit der 
bestimmte nötigungsfreie, aber gleichwohl strafwürdige Ver-
haltensweisen unter Strafe gestellt werden. 

Selbstverständlich wird es auch bei einem solchen Modell 
Grenzfälle geben, die den sozialadäquaten Bereich tangieren 
oder vermehrt Beweisprobleme nach sich ziehen; diese 
Schwierigkeiten liegen jedoch in der Natur der Sexualvor-
schriften begründet und können nicht als Hinderungsgrund 
für eine sinnvolle Schutzerweiterung angesehen werden. 
Gemeinsam mit den vorgeschlagenen Korrektivmerkmalen 
ermöglicht das hier vorgeschlagene Modell eine angemessene 
Handhabung in der Praxis. Zuletzt wäre es sehr zu begrüßen, 
wenn der Gesetzgeber die aktuellen Diskussionen um die 
Schließung von Schutzlücken zum Anlass nimmt, den 13. 
Abschnitt des Strafgesetzbuchs grundsätzlich neu zu ord-
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nen137, was auch Aspekte der Entkriminalisierung mit ein-
schließt. 

                                                 
137 Sick/Renzikowski (Fn. 6), S. 607: „Systematik und Wider-
spruchsfreiheit sind Gesichtspunkte, auf die der Gesetzgeber 
im Sexualstrafrecht anscheinend nie besonders großen Wert 
gelegt hat.“ 


